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(Nr. 8080.) Kreisordnung für bie Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, . Kë 
Schleſien und Sachſen. Vom 13. Dezember 1872. 4 22 
Mir e E 3 ns Dé 


Mi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen w. -z ES 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Hösel, des Landtages für die Provinzen 
Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien und Sachſen, was folgt: 
i (ek. P oiu 
Erſter Titel, a 3 ere Aë bat, 


Von den Grundlagen der Kreisverfaſſung. A,, 
Erſter Abſchnitt. „ E 
"eer pe dazi de 
Von bem Umfange und ber Begrenzung ber Seife. ur 


§ 1. ,,; 


Die Kreiſe bleiben in ihrer gegenwärtigen Begrenzung als Verwaltungs: Fr n AE 
bezirke beſtehen. E 


Jeder Kreis bildet nach näherer Vorſchrift diefes Geſetzes einen Kommunal. 
verband zur Selbſtverwaltung ſeiner Angelegenheiten mit den Rechten einer Kor⸗ 
poration. 8 3 ` 


„Die Veränderung beſtehender Kreisgrenzen und die Bildung neuer, ſowie Veränd 
die Zuſammenlegung KC Kreiſe erfolgt durch Geſetz. $ gi Berens unb ei 
; ie in Folge einer derartigen Veränderung. erforderliche Auseinanderſetzung ung neuer Kreife, 

zwiſchen den betheiligten Kreiſen iſt im Verwaltungswege zu bewirken. 
Streitigkeiten, welche hierbei entſtehen, unterliegen, vorbehaltlich der Be— 
ſtimmung im H. 5., der Entſcheidung des Verwaltungsgerichts (Ss. 187 ff). 
Veränderungen ſolcher Gemeinde- oder Gutsbezirksgrenzen, welche zugleich 
Kreisgrenzen find, ziehen die Veränderung dieſer Kreisgrenzen und, wo die Kreis, 
Jahrgang 1872. (Nr. 8080.) 91 und 


ze Jafa ec p 


Ausgegeben zu Berlin den 23, Dezember 1872, 


uw Mb et 


und Wahlbezirksgrenzen zufammenfallen, auch die Veränderung der letzteren ohne 
Weiteres nach ſich. 

Eine jede Veränderung der Kreisgrenzen iſt durch das Amtsblatt bekannt 
zu machen. s d , 


Ausſcheiden der gro Städte, welche mit Ausſchluß der aktiven Militairperſonen eine Ein⸗ 
fen eie aus den wohnerzahl von mindeſtens 25,000 Seelen haben und gegenwärtig einem Land, 
kreiſe angehören, ſind befugt, für ſich einen Kreisverband, Stadtkreis (§. 169.) 
i un und zu dieſem Behufe aus dem bisherigen Kreisverbande auszu— 
heiden. 
Auf den Antrag der Stadt wird dieſelbe durch den Miniſter des Innern 
für ausgeſchieden erklärt. | 
Es ift jedoch zuvor in allen Fällen eine Auseinanderſetzung darüber zu 
treffen, welchen Antheil die ausſcheidende Stadt an dem gemeinſamen Aktiv- und 
Paſſivvermögen des bisherigen Kreiſes, ſowie etwa an fortdauernden Leiſtungen 
zu gemeinſamen Zwecken der beiden neuen Kreiſe zu übernehmen hat. 
Kommt eine Einigung der Betheiligten nicht zu Stande, ſo entſcheidet über 
die Streitpunkte das Verwaltungsgericht. 


e KA l 
Privatrechtliche Verhältniſſe werden durch Veränderungen der Kreisgrenzen 
(SS. 3. 4.) nicht berührt. 
Zweiter Abſchnitt. 
Von den Kreisangehörigen, ihren Rechten und Pflichten. 


. 6. 


Angehörige des Kreiſes find, mit Ausnahme der nicht angeſeſſenen ſervis⸗ 
berechtigten Militairperſonen des aktiven Dienſtſtandes, alle diejenigen, welche 
innerhalb des Kreiſes einen Wohnſitz haben. 


. $. 7. 
Rehte bee Rrde Die Kreisangehörigen find berechtigt: 


E 1) zur Theilnahme an der Verwaltung und Vertretung des Kreiſes, nach 
näherer Vorſchrift dieſes Geſetzes, 
2) zur Mitbenutzung der öffentlichen Einrichtungen und Anſtalten des 
Kreiſes. 
$. 8. 
CR EE Die Kreisangehörigen find verpflichtet, unbeſoldete Aemter in der Verwal, 


a) Gett zung zur tung und Vertretung des Kreiſes zu übernehmen. ; 
Annahme von w Zur Ablehnung oder zur früheren Niederlegung ſolcher Aemter berechtigen 


beſoldeten Aemtern. 


(Gründe ber ab. folgende Entſchuldigungsgründe: 


bn 1) anhaltende Krankheit / 
r ungerechtfer⸗ A , ' D 4 
Haten Ablehnung.) 2) Geſchäfte, die eine häufige oder lange dauernde Abweſenheit vo 


Wohnorte mit ſich bringen; i 
) fib gen; 3) das 


Fahrt, ſo kann das Ant 
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3) das Alter von 60 Jahren; 
4) die Verwaltung eines unmittelbaren Staatsamtes; 


5) ſonſtige beſondere Verhältniſſe, welche nach dem Ermeſſen des Kreis: 

tages eine gültige Entſchuldigung begründen. 

Beträgt die Amtsdauer mehr als drei Jahre, fo kann das Amt nach Nb- 
lauf von drei Jahren niedergelegt werden. 

Wer ein unbeſoldetes Amt in der Verwaltung oder Vertretung des 
Kreiſes während der vorgeſchriebenen regelmäßigen Amtsdauer verſehen hat, kann 
i Abende deſſelben oder eines gleichartigen für die nächſten drei Jahre 
ablehnen. 3 

e Wer fih ohne einen der vorbezeichneten Entſchuldigungsgründe weigert, 
ein unbeſoldetes Amt in der Verwaltung oder Vertretung des Kreiſes zu über: 
nehmen, oder das übernommene Amt während der vorgeſchriebenen tendinitigen 
Amtsdauer zu verſehen, ſowie derjenige, welcher fid) ber Verwaltung ſolcher 
Aemter trotz vorhergegangener Aufforderung Seitens des Kreisausſchuſſes that⸗ 
ſächlich entzieht, kann für einen Zeitraum von drei bis ſechs Jahren der Aus— 
übung ſeines Rechtes auf Theilnahme an der Vertretung und Verwaltung des 
Kreiſes für verluſtig erklärt und um ein Achtel bis ein Viertel ſtärker, als die 
übrigen Kreisangehörigen, zu den Kreisabgaben herangezogen werden. 

Die Entſcheidung Ga ſofern der Kreistag den Ablehnenden für nicht 
entſchuldigt erklärt, durch den Kreisausſchuß mit Vorbehalt der Berufung an 
das Verwaltungsgericht. In dem Verfahren nimmt ein vom Kreistage gewählter 
Kommiſſarius die Obliegenheiten des Klägers wahr. 


$. 9. 

Die Kreisangehörigen find verpflichtet, zur Befriedigung der Bedürfniſſe d) Beitragtpflicht zu 
des Kreiſes Abgaben aufzubringen, inſofern der Kreistag nicht beſchließt, dieſe den Kieisabgaben. 
Bedürfniſſe aus dem Vermögen des Kreiſes oder aus ſonſtigen Einnahmen zu ; 
beſtreiten (S. 116. Nr. 3.). s. 10 


Die Vertheilung der Kreisabgaben darf nach keinem anderen Maßſtabe, _Grundfäge über die 
als nach dem Verhältniſſe der von den Kreisangehörigen zu entrichtenden direkten ee e 
Staatsſteuern, beziehungsweiſe der Mahl- und Schlachtſteuer, und zwar nur abgaben. TS 
durch Zuſchläge zu denſelben, beziehungsweiſe zu den nach $$. 14. und 15. zu 
ermittelnden fingirten Steuerſätzen der Forenſen, juriſtiſchen Perſonen x. erfolgen. 
Die Grund-, Gebäude- und die von dem Gewerbebetriebe auf dem platten 
Lande aufkommende Gewerbeſteuer der Klaſſe A. I. iſt hierbei mindeſtens mit 
der Hälfte und höchſtens mit dem vollen Betrage desjenigen Prozentſatzes heran⸗ 
zuziehen, mit welchem die Klaſſen- und klaſſifizirte Einkommenſteuer belaftet wird. 
Im Uebrigen kann die Gewerbeſteuer von der Heranziehung ganz frei gelaſſen, 
darf aber keinenfalls dazu mit einem höheren Prozentſatze, als die Grund- und 
Gebäudeſteuer, herangezogen werden. Ausgeſchloſſen von der Heranziehung bleibt 
die Gewerbeſteuer vom Hauſirgewerbe. 
Die drei unterſten Stufen der Klaſſenſteuer (§. 9. zu a. des Geſetzes vom 
1. Mai 1851., Geſetz⸗Samml. S. 193.) können von der Heranziehung zu den 
(Nr. 8080.) 91* Kreis⸗ 
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Kreisabgaben ganz freigelaffen oder dazu mit einem geringeren Prozentſatze, als 
die ZE Stufen be Klaſſenſteuer und bie Bette Einkommenſteuer heran⸗ 

ezogen werden. In dieſem Falle iſt den mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen 
tädten ein verhältnißmäßiger Erlaß an ihrem Geſammtantheile an den Kreis- 
abgaben zu gewähren. 

Für die mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen Städte iſt bei Vertheilung der 
Kreisabgaben die Einkommenſteuer nur nach Abzug der Mahl- und Schlacht- 

repu von 20 Thalern (F. 2. zu b. des Geſetzes vom 1. Mai 1851.) 

ie Mahl- und Schlachtſteuer aber mit der Maßgabe in Anwendung zu bringen, 
daß die Mahlſteuer nur mit zwei Drittheilen ihres Rohertrages herangezogen 
werden darf. Haben dieſe Städte eine Militairbevölkerung, ſo iſt von der nach 
Vorſtehendem ermittelten Summe eine nach Verhältniß der Militairbevölkerung 
zur Civilbevölkerung zu bemeſſende Quote abzuſetzen. 

Von dem hiernach ermittelten Betrage der Mahl- und Schlachtſteuer noch 
einen Abzug bis höchſtens zwanzig Prozent zu beſchließen, bleibt der Kreisver⸗ 
tretung überlaſſen. bas 

nun 


Unter Anwendung des nach dieſen Grunbfáben (S. 10.) vom Kreistage be⸗ 
ſchloſſenen Vertheilungsmaßſtabes wird das Kreisabgaben⸗Soll für die einzelnen 
Gemeinden und ſelbſtſtändigen Gutsbezirke im Ganzen berechnet und denſelben 
zur Untervertheilung auf die einzelnen 1 ad nach demſelben Maßſtabe, 
qur rl ſowie zur Abführung im Ganzen an die Kreis⸗Kommunalkaſſe 
überwieſen. 

Den Städten bleibt die Beſchlußnahme darüber, wie ihre Antheile an den 
Kreisabgaben aufgebracht werden ſollen, vorbehalten. 


$. 12. 

is elung bed Kreis. Der Maßſtab, nach welchem die Kreisabgaben zu vertheilen find, ift für 
Ent. — jeden Kreis bis zum 30. Juni 1874. ein für alle Mal feſtzuſtellen und demnächſt 
EN unverändert zur Anwendung zu bringen. Der Kreistag iſt jedoch befugt, hier bei 
zu den Kreisabgaben für Verkehrsanlagen die Grund- und Gebäudeſteuer, ſowie 
die von dem Gewerbebetriebe auf dem platten Lande aufkommende Gewerbeſteuer 
der Klaſſe A. I. innerhalb der im F. 10. feſtgeſetzten Grenzen mit einem höheren 
Prozentſatze als zu den übrigen Kreisabgaben heranzuziehen, beziehungsweiſe nach 
Maßgabe des $. 10. Abſatz 3. die drei unterſten Stufen der Klaſſenſteuer von 
der ` ier ée zu dieſen Kreisabgaben ganz freizulaſſen oder dazu mit einem 

geringeren Prozentſatze heranzuziehen. 

Kommt ein gültiger Kreistagsbeſchluß über den Vertheilungsmaßſtab inner⸗ 
halb der feſtgeſetzten Zeit nicht zu Stande, ſo werden bis zur erbeiführung 
dieſes Beſchluſſes die Kreisabgaben auf die ſämmtlichen direkten Staatsſteuern, 
mit Ausſchluß der Hauſirgewerbeſteuer, und auf die Mahl- und Schlachtſteuer 
nach Maßgabe des F. 10. Abſatz 1. und 4. gleichmäßig vertheilt. 

Der Kreistag kann den feſtgeſtellten Maßſtab von fünf zu fünf Jahren 
einer Reviſion unterziehen. 

Wo gegenwärtig mit Königlicher Genehmigung zu beſtimmten Zwecken 
Kreisabgaben nach Eso Vertheilungsart erhoben werden, behält es = 
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der Zwiſchenzeit auch hierfür den Ueber 
Geſetze feſtgeſtellten Maßſtabe für die Vertheilung der Kreisabgaben beſchließt. 


Naturalleiſtungen erſetzt werden. 


! 2 NS. o : | 
bis zum 31. Dezember 1875. fein Bewenden, fofern nicht der Kreistag ſchon in 
gang zu dem, nach dem gegenwärtigen 
Vom 1. Januar 1876. ab tritt der nach dieſem Geſetze feſtzuſtellende Maßſtab 
(Abſatz 1. und 2.) auch für die bezeichneten Abgaben von ſelbſt in Kraft. 


S. is. 

Sofern es fid) um Kreiseinrichtungen handelt, welche in beſonders hervor⸗ Mehr- oder Mind 
ragendem oder in beſonders geringem Maße einzelnen Kreistheilen zu Gute Fabi A d 
kommen, kann der Kreistag beſchließen, für die Kreisangehörigen dieſer Kreistheile ^ 
eine nach Quoten zu bemeſſende Mehr⸗ ober Minderbelaſtung eintreten zu. laffen, 
Die Mehrbelaſtung kann nach Maßgabe der Beſchlüſſe des Kreistages durch 


, i 

Diejenigen phyſiſchen Perſonen, welche, ohne in dem Kreiſe einen Wohnſitz Seranziesung 
zu haben, beziehungsweiſe in demſelben zu den perſönlichen Staatsſteuern ver» Ste ui EO 
anlagt zu fein, in demſelben Grundeigenthum beſitzen, oder eim ſtehendes Gewerbe, den Kreisabgaben. 
oder außerhalb einer Gewerkſchaft Bergbau betreiben (Forenſen), mit Einſchluß f 
ber nicht im Kreiſe wohnenden Geſellſchafter einer offenen Handelsgeſellſchaft 
oder einer Kommanditgeſellſchaft (Artikel 85. und 150. des Allgemeinen Deutſchen 
Halde aa deu „ ſind verpflichtet, zu denjenigen Kreisabgaben beizutragen, 
welche auf den Grundbeſitz, das Gewerbe, den Bergbau oder das aus dieſen 
Quellen fließende Einkommen gelegt werden. DT 

Ein Gleiches gilt von ben juriſtiſchen Perſonen, von ben Kommanditgeſell⸗ 
ſchaften auf Aktien und Aktiengeſellſchaften (Artikel 173. und 207. des Handels- 
geſetzbuchs), ſowie Berggewerkſchaften, welche im Kreiſe Grundeigenthum beſitzen 
oder ein ſtehendes Gewerbe oder Bergbau betreiben. 

Der Fiskus kann zu den Kreisabgaben wegen feines aus Grundbeſitz, Ge- 
werbe⸗ und Bergbaubetrieb fließenden Einkommens nicht herangezogen, dagegen 
mit der Grund⸗ und Gebäudeſteuer um die Hälfte desjenigen Prozentſatzes ſtärker 
belaſtet werden, mit welchem die Klaffen- und klaſſifizirte Einkommenſteuer dazu 
herangezogen wird. Im Falle des $. 12. (Abſatz 20 tritt dieſe Belaſtung auch 
ohne Beſchluß des Kreistages ein. d : 

Bergwerksbeſitzer, welche in dem Umfange ihres Bergwerksbetriebes den in 
ber Klaſſe A. L der Gewerbeſteuer veranlagken Gewerbtreibenden gleichſtehen, 
find zu den Steuerſätzen der Klaſſe A. I. einzuſchätzen und nach Maßgabe dieſer 
Einſchätzung zu den Kreisabgaben heranzuziehen. 

$. 15. 

Die Einſchätzung ber Forenſen, der Bergwerksbeſitzer, der Kommanditgeſell⸗ 
ſchaften auf Aktien, der Akliengeſellſchaften und der juriſtiſchen Perſonen zu den 
Kreisabgaben erfolgt, ſoweit ſie zu bem, der Vertheilung der letzteren zum Grunde 
gelegten Staatsſteuern (S. 10.) nicht ſchon unmittelbar herangezogen ſind, von 
dem Kreisausſchuß, nach den für die Veranlagung dieſer Staatsſteuern beſtehen⸗ 
den geſetzlichen Vorſchriften, unter Anwendung des für die Kreisabgaben be- 
ſtümmten Antheilsverhältniſſes. 

(Nr. 8080.) $. 16, 
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| | $. 16. 
Urzuläſſigkeit einer Niemand darf von demſelben Einkommen in verſchiedenen Kreiſen zu den 
(Ga Zog dese Kreisabgaben herangezogen werden. Es muß daher dasjenige Einkommen, welches 
einem Abgabenpflichtigen aus feinem außerhalb des Kreiſes belegenen Grundeigen⸗ 
thume, oder aus feinem außerhalb des Kreiſes ſtattfindenden Gewerbe- ober 
Bergbaubetriebe zufließt, bei Feſtſtellung des im Kreiſe zu veranlagenden Ein- 
kommens deſſelben außer Berechnung gelaſſen werden. Dies geſchieht durch Mb- 
ſetzung der bezüglichen Einkommensquote von dem zur Staatsſteuer 1 


Geſammteinkommen und durch verhältnißmäßige Herabſetzung des feſtgeſtellten 
Steuerſatzes. 
bh v IIT 
Befreiung von den Die dem Staate gehörigen, zu einem öffentlichen Dienſte oder Gebrauche 
en. beſtimmten Liegenſchaften und Gebäude, die Königlichen Schlöſſer, ſowie die im 


4. zu c. und d. des Geſetzes vom 21. Mai 1861., betreffend die anderweite 
Regelung der Grundſteuer (Geſetz-Samml. S. 253.) und die im S. 3. zu 2. bis 6. 
des Geſetzes vom 21. Mai 1861., betreffend die Einführung einer allgemeinen 
Gebäudeſteuer (Geſetz-Samml. S. 317.), bezeichneten Grundſtücke und Gebäude 
ſind von den Kreislaſten befreit. 

18 


Bis zur anderweiten geſetzlichen Regelung bleiben die Dienſtgrundſtücke der 
Geiſtlichen, Kirchendiener und Elementarſchullehrer gleichfalls von den Kreislaſten 
befreit. Auch iſt bis zu dieſer Regelung die Beſteuerung des Dienſteinkommens 
der unmittelbaren und mittelbaren Staatsbeamten nur in ſoweit zuläſſig, als die 
Beiträge derſelben zu den Bedürfniſſen der Gemeinde ihres Wohnorts nicht bereits 
das in Gemäßheit ber SS. 2. und 3. des Geſetzes vom 11. Juli 1822. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 184.) beſtimmte Maximum erreichen, und auch dann nur innerhalb 
der Grenzen des im $. 3. a. a. O. beſtimmten höchſten Satzes. Ebenſo findet der 
$. 10. des Geſetzes vom 11. Juli 1822. auf die Heranziehung zu den Krei- 
abgaben Anwendung. 8. 10 


Beſchwerden wegen Beſchwerden der Gemeinden und einzelner Kreisangehörigen wegen ihrer 
8 me E der Heranziehung oder Veranlagung zu den Kreisabgaben unterliegen, mit Vorbehalt 

J^ der Beſtimmungen ber $$. 78. und 79. Tit. 14. Th. II. des Allgemeinen Land- 
rechts und des Geſetzes vom 24. Mai 1861., betreffend die Erweiterung des Rechts- 
weges (Gelb, Gomm, von 1861. S. 241. ff.), der Entſcheidung des 93er 
waltungsgerichts; jedoch ſind Beſchwerden wegen Ueberbürdung zuvor beim 
Kreisausſchuſſe (SS. 130. ff.) zur nochmaligen Prüfung und Entſcheidung angu 
bringen. 


Dritter Abſchnitt. 
Kreis⸗Statuten und Reglements. 
§. 20. 
Jeder Kreis iſt befugt: 
1) zum Erlaſſe beſonderer ftatutarifcher Anordnungen über ſolche Angelegen⸗ 
heiten des Kreiſes, hinſichtlich deren das gegenwärtige Geſetz W 
heiten 
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heiten geftattet ($$. 104. Abſatz 2., 108. Abſatz 1., und 109.), oder das 
Geſetz auf ſtatutariſche Regelung verweiſt, ſowie über ſolche Angelegen⸗ 
heiten, deren Gegenſtand nicht durch Geſetz geregelt ift; 
2) zum Erlaffe von Reglements über beſondere Einrichtungen des Kreiſes. 


Zweiter Titel. 
Von der Gliederung und den Aemtern des Kreiſes. 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


§. 21. 

Die Kreiſe, mit Ausnahme der Stadtkreiſe (SS. 4. und 169), zerfallen in Gliederung des Krei 
Amtsbezirke, beziehungsweiſe in Stadt⸗ und Amtsbezirke. y ed "SN 

Die Amtsbezirke beſtehen aus einer oder mehreren Landgemeinden oder 
aus einem oder mehreren Gutsbezirken, beziehungsweiſe aus Landgemeinden und 
Gutsbezirken. ; 

An der Spitze der Verwaltung des Kreiſes ftebt der Landrath, an ber 
Spitze der Verwaltung des Amtsbezirkes der Amtsvorſteher, an der Spitze der 
Verwaltung der Gemeinde der Gemeindevorſteher. Für den Bereich eines ſelbſt— 
ſtändigen Gutsbezirks führt ber Gutsvorſteher die dem Gemeindevorſteher oblie- 
gende Verwaltung. 


Zweiter Abſchnitt. 


Von dem Gemeindevorſteher- und dem Schöffenamte, ſowie von 
der Ortsverwaltung der ſelbſtſtändigen Gutsbezirke. 


222. 


Der Gemeindevorſtand beſteht aus dem Gemeindevorſteher (Schulze, Gemeindevorſteh 
Scholze, Richter, Dorfrichter) und zwei Schöffen (Schöppen, Gerichtsmänner, und Schäſſen, 
Gerichts- oder Dorfgeſchworene), welche den Gemeindevorſteher in den ihm 
obliegenden Amtsgeſchäften zu unterſtützen und in Behinderungsfällen zu vers 
treten haben. 

Wo die Zahl der Mitglieder des Gemeindevorſtandes nach den beſtehenden 
Beſtimmungen eine größere iſt, verbleibt es bei derſelben. | 

Auch kann auf Antrag der Gemeinde die Zahl der Schöffen durch den 
Kreisausſchuß nach Anhörung des Amtsvorſtehers vermehrt werden. 

$. 23. 

Der Gemeindevorſteher und die Schöffen werden von der Gemeinde- a) Wahl derſelben 
verſammlung beziehungsweiſe der Gemeindevertretung aus der Zahl der ſtimm— i 
berechtigten Gemeindemitglieder durch abfolute Stimmenmehrheit gewählt. 

Vater und Sohn dürfen nicht gleichzeitig Mitglieder des Gemeinde— 
vorſtandes ſein. 

(Nr. 8080.) Die 
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Die Wahlen erfolgen nach näherer Vorſchrift des dieſem Geſetze beigefüg⸗ 
ten Wahlreglements. 
F. 24. 
a Die Wahl ber Gemeindevorſteher unb der Schöffen erfolgt auf ſechs 
ahre. 
$. 25. 


Wegen der Verpflichtung zur Uebernahme, ſowie wegen der Gründe für 
die Ablehnung des Amtes eines Gemeindevorſtehers oder Schöffen, und wegen 
der Folgen einer ungerechtfertigten Ablehnung finden die Vorſchriften des $. 8. 
mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß an die Stelle des Kreistages 
die Gemeindeverſammlung, beziehungsweiſe die Gemeindevertretung und an die 
Stelle des Kommiſſarius des Kreistages der Gemeindevorſteher tritt und daß 
ſtatt einer Erhöhung der Kreisabgaben eine ſolche für die Gemeindeabgaben be— 
ſchloſſen werden kann. s. 26 

2 


i Beſtätigung der⸗ Die gewählten Gemeindevorſteher und Schöffen bedürfen der Beſtätigung 
eben. durch den Landrath. 

" Vor der Beſtätigung ijt der Amtsvorſteher mit feinem Gutachten zu 
öre 


n. 
$ Die Beſtätigung kann unter Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes verſagt 
werden. 

Wird die Beſtätigung verſagt, ſo iſt eine Neuwahl anzuordnen. Erhält 
auch dieſe die Beſtätigung nicht, ſo ernennt der Landrath auf den Vorſchlag 
des Amtsvorſtehers unter ite des Kreisausſchuſſes einen Stellvertreter 
auf ſo lange, bis eine erneuerte Wahl die Beſtätigung erlangt hat. 

Daſſelbe findet ſtatt, wenn keine Wahl zu Stande kommt. 


$. 27. 


Die Gemeindevorfteher und die Schöffen werden vor ihrem Amtsantritte 
von dem Landrathe oder in ſeinem Auftrage von dem Amtsvorſteher vereidigt. 


VW 

$. 28. 
) Dienftuntoften-Ent- Die Gemeindevorfteher haben Anſpruch auf Erſatz ihrer baaren Auslagen 
chädigung derſelben. und auf die Gewährung einer mit ihren amtlichen Mühewaltungen im billigen 
il Verhältniſſe ſtehenden Entſchädigung. 

Die Aufbringung derſelben liegt der Gemeinde ob. 

Alle fortlaufenden Geld- und Naturalbeiträge des Gutsherrn zur Remu⸗ 
neration des Gemeindevorſtehers fallen fort. 

Landdotationen, welche für die Verwaltung des Schulzenamts ausgewieſen 
ſind, können auf Grund des gegenwärtigen Geſetzes nicht zurückgefordert werden. 
Sind ſolche Landdotationen allein oder in Verbindung mit Geld- oder Natural. 
Beiträgen von dem Gutsherrn gewährt, ſo iſt derſelbe berechtigt, hierfür von 
dem Gemeindevorſteher auch ferner die Wahrnehmung der Gutsvorſtehergeſchäfte 
beziehungsweiſe die Vertretung hierbei in dem bisherigen Umfange (S. 31. Abſatz 3.) 
zu fordern. x 
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Der Gutsherr wie die Gemeinde kann die Löſung eines derartigen Ver⸗ 
hältniſſes gegen Fortfall der Geld- und . und gegen Entſchädi⸗ 
gung für die Landdotationen verlangen. Der Gemeinde ſteht dabei das Recht 
zu, Zeit der Gewährung einer Entſchädigung die Landdotation herauszugeben. 
In Betreff der Nuseinanderſetzung kommen die Vorſchriften der SS. 41. 
bis 45. mit der Maßgabe zur Anwendung, daß zu den im erſten Abſatze des 
$. 45. erwähnten Koſten auch die Gutsherren Nichts beizutragen haben. 

Die Schöffen haben ihr Amt in der Regel unentgeltlich zu verwalten und 
nur auf den Erſatz baarer Auslagen Anſpruch. 


$. 29. 


Der Gemeindevorſteher iff die Obrigkeit des Gemeindebezirkes und, ſofern Rechte und 0 
er nicht zugleich ſelbſt Amtsvorſteher ift (§. 56. Abſatz 5.), das Organ des Amts- deschemeindevorſteherg. 


vorſtehers für die Polizeiverwaltung. 5 

Der Gemeindevorſteher hat vermöge deſſen das Recht und die Pflicht, da, 
wo die Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit ein ſofortiges 
polizeiliches Einſchreiten nothwendig macht, das dazu Erforderliche vorläufig an» 
zuordnen und ausführen zu laſſen (S. 79.). 


$. 30. 


Der Gemeindevorſteher hat das Recht und die Pflicht: 

1) der vorläufigen Feſtnahme und Verwahrung einer Perſon nach den 
Vorſchriften des $. 2. zu 1. und $. 6. des Geſetzes zum Schutze der per⸗ 
ſönlichen Freiheit vom 12. Februar 1850. (Geſetz Samml. S. 45.). Er 
hat aber von einer ſolchen Feſtnahme ſofort und ſpäteſtens innerhalb 
zwölf Stunden dem Amtsvorſteher Anzeige zu machen, welcher über 
die Aufrechthaltung der Gewahrſam ungeſäumt zu entſcheiden und das 
Weitere nach den Vorſchriſten des angeführten Geſetzes anzuordnen hat; 

2) die unter Polizeiaufſicht ſtehenden Perſonen zu beaufſichtigen 

3) die ihm vom Amtsvorſteher, der Staats- oder Polizeianwaltſchaft auf- 
getragenen polizeilichen Maßregeln auszuführen und Verhandlungen 
aufzunehmen; 

4) die in den $8. 8. ff. des Geſetzes über die Aufnahme neu anziehender 
Perſonen vom 31. Dezember 1842. (Geſetz-Samml. für 1843. S. 5.) 
vorgeſchriebene Meldung entgegenzunehmen. 

S at 

Für den Bereich eines ſelbſtſtändigen Gutsbezirks ift ber Beſitzer des Guts 
zu den Pflichten und Leiſtungen verbunden, welche den Gemeinden für den Be⸗ 
reich ihres Gemeindebezirkes im öffentlichen Intereſſe geſetzlich obliegen. 

Derſelbe hat insbeſondere die in den SS. 29., 30. und 79. aufgeführten 
obrigkeitlichen Befugniſſe und Pflichten entweder in Perſon oder durch einen 
von ihm zu beſtellenden, zur Uebernahme des Amtes befähigten Stellvertreter 
auszuüben. Der letztere muß ſeinen beſtändigen Aufenthalt im Gutsbezirke oder 
in deſſen unmittelbarer Nähe haben. 

Jahrgang 1872. (Nr. 8080.) 92 Es 
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Es können jedoch auch außer dem im F. 28. Abſatz 4. vorgeſehenen Falle 
Seitens des Beſitzers des Guts ſämmtliche oder einzelne Gutsvorſtehergeſchäfte 
an den Vorſteher einer benachbarten Gemeinde unter Beider Zuſtimmung gegen 
eine py kespi Entſchädigung übertragen werben. 

Ehefrauen werden rückſichtlich der angeführten Rechte und Pflichten durch 
E den Ehemann vertreten, Kinder unter väterlicher Gewalt durch den Vater, 
ma Pflegebefohlene durch ihren Vormund oder Kurator. 


§. 32. 
Die Beſtellung eines Stellvertreters muß erfolgen, wenn 
1) das Gut einer juriſtiſchen Perſon, einer Aktiengeſellſchaft oder einer 
Kommanditgeſellſchaft auf Aktien gehört, oder wenn mehrere Mitbeſitzer 
fid nicht darüber einigen, wer von ihnen die Geſchäfte des Gutsvor⸗ 
ſtehers wahrnehmen ſoll; 
2) der Gutsbeſitzer kein Angehöriger des Deutſchen Reihs ift; 
3) derſelbe nicht ſeinen beſtändigen Aufenthalt im Gutsbezirke oder in deſſen 
unmittelbarer Nähe hat, 
oder 

4) wegen Krankheit oder aus anderen in ſeiner Perſon liegenden Gründen 

außer Stande iſt, die Pflichten eines Gutsvorſtehers zu erfüllen. 

Für die von dem Hauptgute entfernt gelegenen Theile eines ſelbſtſtändigen 
Gutsbezirkes kann von dem Kreisausſchuſſe die Beſtellung beſonderer Stellvertre— 
ter angeordnet werden, ſofern dies für eine ordnungsmäßige örtliche Verwaltung 
erforderlich iſt. n 

33. 


Der Gutsbeſitzer beziehungsweiſe der Stellvertreter wird in feiner Eigen- 
ſchaft als Gutsvorſteher von dem Landrathe beſtätigt. Die Beſtätigung kann 
unter Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes verſagt werden. 

Der Gutsvorſteher wird vor ſeinem Amtsantritte von dem Landrathe oder 
in deſſen Auftrage von dem Amtsvorſteher vereidigt. 


§. 34. 

Unterläßt der Beſitzer des Guts in den im $. 32. angegebenen Fällen oder 
wenn ihm die Beſtätigung als Gutsvorſteher verſagt worden iſt, die Beſtellung 
eines Stellvertreters, oder befindet er ſich im Konkurſe, oder befindet er ſich nicht 
im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte, ſo ſteht dem Landrathe unter Zuſtimmung 
des Kreisausſchuſſes die Ernennung des Stellvertreters auf Koſten des Be 


itzers zu. 
flet à $. 35. 


| Di dien b Hinfichtlich der Dienſtvergehen der Gemeindevorſteher, Schöffen und Guts⸗ 
Se vorſteher finden die Vorſchriften des Geſetzes vom 21. Juli 1852. (Geſetz-Samml. 

dener. Out S. 465.) mit der Maßgabe Anwendung, daß 
1) an die Stelle der senen der Kreisausſchuß, an die Stelle des 
Präſidenten der Bezirksregierung der Landrath, an die Stelle des vor⸗ 
ge⸗ 
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m 
grid Miniſters ber Vorſitzende des Verwaltungsgerichts und an 
ie Stelle des Staatsminiſteriums das Verwaltungsgericht tritt; 

2) das Verfahren mit Rückſicht auf den Ausfall der Vorunterſuchung nur 
durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes eingeſtellt werden kann, 

3) das Gutachten des Disziplinarhofes nicht einzuholen ift; 

4) die Verhandlung vor dem Verwaltungsgerichte in mündlichem Ver⸗ 
fahren ſtattfindet; i 

5) ein Vertreter der Staatsanwaltſchaft für bie Berufungsinſtanz von dem 
Vorſitzenden des Verwaltungsgerichts ernannt wird, 


6) Beſchwerden über Disziplinarverfügungen des Landraths ber Entſchei⸗ 
dung des Verwaltungsgerichts unterliegen. 


Dritter Abſchnitt. 


Aufhebung der mit dem Beſitze gewiſſer Grundſtücke verbundenen 
Berechtigung und Verpflichtung zur Verwaltung des 
Schulzenamtes. 


$. 36. 


Die mit bem S8efige gewiſſer Grundſtücke verbundene Berechtigung und 
Verpflichtung zur Verwaltung des Schulzen⸗ (Richter) Amtes ift geben 


6. 37. 


In Folge der Aufhebung der im F. 36. gedachten Berechtigung und Ver- 
pflichtung treten auch diejenigen Feſtſetzungen außer Kraft, welche in Folge ber 
Zerstückelung von Lehn und Erbſchulzengütern nach F. 16. des Geſetzes vom 
3. Januar 1845. (Geſetz-Samml. S. 25.) über die M ber Verwaltung 
des Schulzenamtes mit bem Beſitze eines der Theile des zerſtückelten Grundſtücks 
oder bie Ausweiſung eines auskömmlichen Schulzengehalts in Grundſtücken oder 
in Geld, beziehungsweiſe die Vertheilung des Geldbeitrages auf die einzelnen 
Trennſtücksbeſitzer getroffen worden find. 


$. 38. g 


Grundſtücke, Gerechtigkeiten und Einkünfte, welche den Schulzenguts⸗ 
beſitzern erweislich von der Gemeinde ſelbſt für die Amtsverwaltung verliehen 
ſind, fallen an die Gemeinde zurück. 


$. 39. 


Ebenſo hören MY en Vorrechte und Befreiungen auf, welche bem 
Schulzengutsbeſitzer ne ie Verwaltung des Schulzenamtes in Beziehung auf bie 
aus dem Kommunalverbande oder aus anderen Verbänden, z. B. dem Kirchen⸗ 
und Schulverbande, entſpringenden Dienſte und Abgaben, der Gemeinde oder 

deren Mitgliedern gegenüber bisher zuſtanden. 
; Auf weitere Vergütigungen hat die Gemeinde eri eaa 


(Nr. 8080.) $. 40, 
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| $. 40, 

Die Beziehungen zwifchen dem Beſitzer des Schulzenguts und dritten Per- 
ſonen werden von den Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht berührt. 

In keinem Falle können jedoch Grundſtücke, Gerechtigkeiten oder Be 
freiungen, welche dem Schulzengute, wenngleich mit Beziehung auf die dem 
Beſitzer zuſtehende Verwaltung des Schulzenamtes, von Dritten, insbeſondere von 
dem Landesherrn oder von Gerichts- oder Gutsherren, fei es bei der Fundation 
des Schulzenguts oder ſpäter, ohne ausdrücklichen Vorbehalt des Widerrufs ver⸗ 
liehen worden ſind, ſowie die etwa an Stelle der verliehenen Gerechtigkeiten und 
Freiheiten getretenen Landabfindungen oder ſonſtigen Entſchädigungen von den 
Verleihern oder deren Rechtsnachfolgern in Anſpruch genommen und zurüd- 
gefordert werden. Dieſelben verbleiben vielmehr dem Schulzengutsbeſitzer auch 
nach Aufhebung der mit dem Schulzengute verbundenen Amtsverwaltung. 


F. 41. 

Die nach den $$. 38. und 39. etwa erforderliche Musee quidtm 
der Gemeinde und dem Schulzengutsbeſitzer wird durch einen von bem Kreisaus⸗ 
ſchuſſe zu ernennenden Kommiſſarius bewirkt. 

Der über die Auseinanderſetzung aufzunehmende Rezeß unterliegt der Prü— 
fung und Beſtätigung des Kreisausſchuſſes. 


$. 42. 

Entſtehen bei dem Auseinanderſetzungsverfahren (S. 41.) Streitigkeiten dar⸗ 
über, ob mit einem Grundſtücke die Verpflichtung zur Verwaltung des Schulzen⸗ 
amtes verbunden iſt, oder ob und welche Grundſtücke, Gerechtigkeiten, Vorrechte 
oder Befreiungen der in den $$. 38. und 39. gedachten Art zurück zu gewähren, 
beziehungsweiſe aufzuheben ſind, oder wird die Vollziehung des Rezeſſes von den 
Betheiligten verweigert, ſo ſind die Verhandlungen zum weiteren Verfahren und 
zur Entſcheidung an die betreffende Auseinanderſetzungsbehörde abzugeben. 

Auf eine Appellation von der Entſcheidung der Generalkommiſſion be⸗ 
ziehungsweiſe des betreffenden Spruchkollegiums für landwirthſchaftliche Angelegen⸗ 
heiten des Regierungsbezirks erkennt das Reviſionskollegium für Landeskultur⸗ 
ſachen endgültig und findet gegen deſſen Entſcheidung weder ein ordentliches noch 
ein außerordentliches Rechtsmittel ſtatt. 

Vor der Entſcheidung in erſter und zweiter Inſtanz iſt das Gutachten des 
Kreisausſchuſſes einzuholen und den Betheiligten zur Erklärung mitzutheilen. 

$. 43. 

ft das Auseinanderſetzungsverfahren zufolge S. 42. auf die Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörde übergegangen, fo ſteht dieſer Behörde auch die Aufnahme, Prü- 
fung und Beſtätigung des Rezeſſes zu. 

§ 44. ; 
In Betreff des Verfahrens (SS. 41—43.), ſowie der X unb Aus⸗ 


führung ber Rezeſſe, gelten die hinſichtlich der NE Reallaſten und der 


Regulirung der gutsherrlichen Verhältniſſe beſtehenden Vorſchriften. T 
45. 
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$. 45. 


) Zu den often, welche bie Ausführung der im dieſem Geſetze den Kreis- 
DM und deren Kommiſſarien übertragenen Geſchäfte verurſacht, haben die 
Gemeinden und die Meer NEE nichts beizutragen. 

Für das Verfahren bei den Auseinanderſetzungsbehörden gelten die für die— 
ſelben beſtehenden Koſtenbeſtimmungen. 


vierter Abſchnitt. 
Von den Amtsbezirken und dem Amte der Amtsvorſteher. 


$. 46. 
Die Polizei wird im Namen des Königs ausgeübt. Auſßebice er 
Die gaser Polizeigewalt iſt aufgehoben. in "Poli 


waltung. 
$. 47 


Behufs Verwaltung der Polizei und Wahrnehmung anderer öffentlicher Amtsbezirke. 
Angelegenheiten wird jeder Kreis, mit Ausſchluß der Städte, in Amtsbezirke 


etheilt. 
geth $. 48 


Für bie Bildung der Amtsbezirke gelten folgende Grundſätze: Bildung der Amts- 
1) Jeder Amtsbezirk ſoll thunlichſt ein räumlich zuſammenhängendes und ste 
abgerundetes Flächengebiet umfaſſen, deſſen Größe und Einwohnerzahl 
dergeſtalt zu bemeſſen ift, daß einerſeits die Erfüllung der durch das 
Geſetz der Amtsverwaltung auferlegten Aufgaben geſichert, andererſeits 
die Unmittelbarkeit und die ehrenamtliche Ausübung der örtlichen Ver- 

waltung nicht erſchwert wird. 

2) Gemeinden, welche eine den Beſtimmungen des Geſetzes entſprechende 
Amtsverwaltung aus eigenen Kräften herzuſtellen vermögen, ſind, wenn 
nicht die örtliche Lage die Zuſchlagung anderer Gemeinde- ober Guts⸗ 
bezirke nothwendig macht, auf ihren Antrag zu einem Amtsbezirke zu 
erklären. 

3) Gutsbezirke von abgeſonderter Lage, welche ohne weſentliche Unter- E 
brechung ein räumlich zuſammenhängendes Gebiet von erheblichem 
Flächeninhalte umfaſſen, können auf Antrag ohne Rückſicht auf ihre 
Einwohnerzahl unter den übrigen Vorausſezungen der Nummern 1. 
und 2. zu Amtsbezirken erklärt werden. 

4) Alle übrigen Gemeinden und Gutsbezirke werden zu Amtsbezirken ver- 
einigt. Insbeſondere ſollen Gemeinden und Gutsbezirke, welche eine 
örtlich verbundene Lage haben, zu einem und demſelben Amtsbezirke 
gehören. 

Bei Abgrenzung der zuſammengeſetzten Amtsbezirke iſt mögli 
darauf zu achten, daß die innerhalb der Kreiſe beſehenden eid 
ane Schulverbände, Wegebaubezirke u. ſ. w.) nicht zerriſſen 
werden. 

Air. 080) $. 49, 
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$. 49. 

Die Bildung der Amtsbezirke, ſowie bie etwa erforderliche Abänderung 

derſelben erfolgt nach Anhörung der Betheiligten, auf Vorſchlag des nach dieſem 
Geſetze gewählten Kreistages, durch den Miniſter des Innern. 

Die Reviſion und endgültige Feſtſtellung, ſowie jede ſpätere Abände⸗ 

rung derſelben findet nach näherer Vorſchrift der zu erlaſſenden Provinzial 


rdnung ſtatt. 
ordn a 


Organe der Umts 
verwaltung. 


Amtsausſchuß. 


eränderungen folder Gemeinde- oder Gutsbezirksgrenzen, welche zugleich 
Amtsbezirksgrenzen ſind, ziehen die Veränderung der letzteren ohne Weiteres 
nach fic. ^ 
$. 50. à 
Die Organe ber Amtsverwaltung in den Amtsbezirken find nach näherer 
Vorſchrift dieſes Geſetzes der Amtsvorſieher und der Amtsausſchuß. 


51. 

Für die Bildung des Amtsausſchuſſes gelten bis zum Erlaß der Land 

gemeindeordnung folgende Beſtimmungen: 

1) In den zuſammengeſetzten Amtsbezirken beſteht der Amtsausſchuß aus 
Vertretern ſämmtlicher zum Amtsbezirke gehörigen Gemeinden und ſelbſt⸗ 
ſtändigen Gutsbezirke. 

Die Vertretung der Gemeinden erfolgt zunächſt durch den Ge⸗ 
meindevorſteher, ſodann durch die Schöffen und, wenn auch deren 
Zahl nicht ausreicht, durch andere von der Gemeinde zu wählende 
Mitglieder. 

Die Zahl der von jeder Gemeinde zu entſendenden Vertreter, 
ſowie der jedem Gutsbezirke einzuräumenden Stimmen wird mit ad, 
ſicht auf die Steuerleiſtungen und die Einwohnerzahl durch ein nach 
Anhörung der Betheiligten auf den Vorſchlag des Kreisausſchuſſes von 
dem Kreistage zu erlaſſendes Statut geregelt. 

Jede Gemeinde und jeder Gutsbezirk iſt wenigſtens durch einen 
Abgeordneten zu vertreten. 

2) In denjenigen Amtsbezirken, welche nur aus einer Gemeinde beſtehen, 
nimmt die Gemeindeverſammlung beziehungsweiſe Gemeindevertretung 
die Geſchäfte des Amtsausſchuſſes 18 15 

3) In denjenigen Amtsbezirken, welche nur aus einem Gutsbezirke beſtehen, 
fällt der Amtsausſchuß weg. 


§. 52. 
Zu den Befugniſſen des Amtsausſchuſſes gehört: | 
1) die Kontrole ſämmtlicher und die Bewilligung derjenigen Ausgaben bet 
Amtsverwaltung, welche vom Amtsbezirke aufgebracht werden (SS. 69. 
und 70., Abſatz 4.); | 
2) die Beſchlußfaſſung über diejenigen Polizeiverordnungen, welche der 
Amtsvorsteher unter Mitwirkung des Amtsausſchuſſes zu erlaffen befugt 
ift ($. 62.); 
3) bit 
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3) die Aeußerung über Abänderungen des Amtsbezirkes ($. 49); 

4) die Beſtellung, ſowie die Wahl beſonderer Kommiſſionen oder Kom⸗ 
miſſarien zur Vorbereitung und Ausführung von Beſchlüſſen des 
Amtsausſchuſſes; 

5) die Beſchlußfaſſung über ſonſtige Angelegenheiten, welche der Amts⸗ 

ole Dem ret feiner Amtsbefugniſſe dem Amtsausſchuſſe zu 
dieſem Zwecke unterbreitet. 


$. 53. 


Die zu einem Amtsbezirke gehörigen Gemeinden und Gutsbezirke find befugt, 
durch übereinſtimmenden Beſchluß einzelne Kommunalangelegenheiten dem Amts- 
bezirke zu überweiſen. Ag : 

Handelt es fid) hierbei um Aufbringung von Abgaben Seitens des Amts⸗ 
bezirks, deren Aufbringungsmaßſtab nicht geſetzlich feſtſteht, ſo muß ſich die 
Uebereinſtimmung der Betheiligten auch auf den Aufbringungsmaßſtab erſtrecken. 

Ueber ſolche dem Amtsbezirke überwieſene Kommunalangelegenheiten ſteht 
alsdann die Beſchlußfaſſung dem Amtsausſchuſſe zu. 


$. 54. 


Der Amtsvorſteher beruft den Amtsausſchuß und führt den Vorſitz mit 
vollem Stimmrechte. Die Sitzungen des Amtsausſchuſſes ſind öffentlich. Für 
einzelne Gegenſtände kann durch einen in geheimer Sitzung zu faſſenden Beſchluß 
die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen werden. smile 

Der Amtsausſchuß kann nur beſchließen, wenn mehr als bie Hälfte ber 
Mitglieder anweſend iſt. Eine Ausnahme hiervon findet ſtatt, wenn die Mit⸗ 
glieder, zum zweiten Male zur Verhandlung über denſelben Gegenſtand berufen, 
dennoch nicht in beſchlußfähiger Anzahl erſchienen ſind. Bei der zweiten Beru⸗ 
fung muß auf dieſe Beſtimmung ausdrücklich hingewieſen werden. | 

Die Beſchlüſſe des Amtsausſchuſſes werden nach Mehrheit der Stimmen 
gefaßt. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 


$. 55. 
ür die nach näherer Vorſchrift dieſes Geſetzes den Gemeinden und Guts⸗ 
Betten HEN AR Angelegenheiten ſtehen dem Amtsverbande die Rechte einer 
Korporation zu. Die Korporation wird nach Außen durch den Amtsvorſteher 
vertreten. 
Urkunden, welche das Amt verpflichten ſollen, ſind von dem Amtsvorſteher 
und mindeſtens einem AE UR des Amtsausſchuſſes unter Anführung des be- 
treffenden Beſchluſſes des Amtsausſchuſſes zu vollziehen. 


$. 56. 
Der Amtsvorſteher wird von dem Oberpräſidenten ernannt. 


Amtsvorſteher. 


Die Ernennung erfolgt auf Grund von Vorſchlägen des Kreistages, in „) Berufung beſſelben. 


welche aus der Zahl der Amtsangehörigen die zu Amtsvorſtehern befähigten 
Perſonen aufzunehmen ſind. 
(Nr. 8080.) In 
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In welcher Art eine Vervollſtändigung dieſer Vorſchläge erfolgen kann, 
beſtimmt die Provinzialordnung. 
Die Ernennung erfolgt auf ſechs Jahre. Der Amtsvorſteher wird von 
dem Landrathe vereidigt. 
In denjenigen Amtsbezirken, welche nur aus einer Gemeinde oder einem 
d ſelbſtſtändigen Gutsbezirke beſtehen, iff der Gemeinde- beziehungsweiſe Gutsvor⸗ 
| ſteher zugleich Amtsvorſteher. 


; $. 57. 
b) enge, Für jeden Amtsbezirk wird nach den für die Ernennung des Amts- 
EN vorſtehers Nee Beſtimmungen (S. 56.) ein Stellvertreter des Letzteren ernannt. 
Iſt der Amtsvorſteher an der Wahrnehmung ſeiner Amtsgeſchäfte ver⸗ 


hindert, ſo hat der Stellvertreter dieſelben zu übernehmen; der Landrath iſt 
hiervon zu benachrichtigen, ſobald die Verhinderung länger als drei Tage dauert. 

Erledigt ſich das Amt des Amtsvorſtehers, ſo tritt bis zur Ernennung 
ſeines Nachfolgers der Stellvertreter für ihn ein. 

Findet "n im Amtsbezirke keine zur Ernennung als Stellvertreter geeignete 
Perſon, ſo hat der Kreisausſchuß die Stellvertretung einſtweilen einem der be⸗ 
nachbarten Amtsvorſteher oder, nach vorherigem Einvernehmen mit der ſtädti⸗ 
ſchen Vertretung, dem Bürgermeiſter einer benachbarten Stadt zu übertragen. 
Eine gleiche Anordnung erfolgt für den Fall des gleichzeitigen Abganges oder 
der gleichzeitigen Behinderung des Amtsvorſtehers und ſeines Stellvertreters. 

Iſt der Amtsvorſteher bei der Erledig ung eines Amtsgeſchäftes perſönlich 
betheiligt, ſo hat der Kreisausſchuß den Ete vertreter oder einen der benach⸗ 
barten Amtsvorſteher damit zu betrauen. 

In den Gemeinden, welche einen eigenen Amtsbezirk bilden, vertritt nach 
der Beſtimmung des Kreisausſchuſſes einer der Schöffen den Gemeindevorſteher 
in ſeiner Egenſchaft als Amtsvorſteher. 


$. 58. 
Beftellung fommiffa- Iſt nach der Erklärung des Kreistages für einen Amtsbezirk weder eine 
leer Amtsvorsteher zum Amtsvorſteher geeignete Perſon zu ermitteln, noch die zeitweilige Wahr⸗ 
nehmung der Amtsverwaltung durch den Vorſteher eines benachbarten Amts— 
bezirkes, oder durch den Bürgermeiſter einer benachbarten Stadt thunlich ſo be⸗ 
ſtellt der Oberpräſident auf Vorſchlag des Kreisausſchuſſes einen kommiſſariſchen 
Amtsvorſteher. 
Für die Uebernahme der Verwaltung eines benachbarten Amtsbezirkes 
d an Bürgermeiſter ift die Zuſtimmung der ſtädtiſchen Vertretung er 
orderlich. 1 
Sofern die Verhältniſſe es geſtatten, kann ein kommiſſariſcher Amtsvor⸗ 
ſteher mit der Verwaltung zweier oder mehrerer Amtsbezirke gleichzeitig beauf” 
tragt werden. 
$. 59. 


` Obliegenheiten des Der Amtsvorſteher verwaltet: 


Doe 1) die Polizei, insbeſondere die Sicherheits-, Orbmung&^ Sitten, Geſund⸗ 
beits⸗, Geſinde⸗, Armen, Wege-, Waſſer⸗, Feld⸗, Forſt⸗, ug 
Rs e 
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Gewerbe, Baus Feuer⸗Polizei u. f. w., foweit fie nicht durch beſondere 
Geſetze dem Landrathe oder anderen ee a; 


2) die ſonſtigen öffentlichen Angelegenheiten des Amts nach näherer Vor⸗ 
ſchrift dieſes Geſetzes. oo ; 


Der Amtsvorſteher hat das Recht und bie Pflicht, ba, wo die Erhaltung 
der öffentlichen Ordnung, in und Sicherheit fein Einfchreiten nothwendig 
macht, das Erforderliche anzuordnen und ausführen zu laffen (S. 79.). 


$. 61. 


In Beziehung auf die öffentlichen Wege hat ber Amtsvorſteher dafür zu 
ſorgen, daß dieſelben im vorſchriftsmäßigen Zuſtande erhalten werden und daß 
der Verkehr auf denſelben nicht behindert werde. Sind dazu Leiſtungen erforder⸗ 
lich, ſo hat er den Pflichtigen zur Erfüllung ſeiner Verbindlichkeiten binnen einer 
angemeſſenen Friſt aufzufordern, und wenn die Verbindlichkeit nicht beſtritten 
wird, nach fruchtloſem Ablauf der Friſt das zur Erhaltung des gefährdeten oder 
jur Wiederherſtellung des unterbrochenen Verkehrs Nothwendige für Rechnung 

es Verpflichteten zur Ausführung zu bringen. Eben dies liegt ihm auch ohne 

vorgängige Juſſor des Verpflichteten ob, wenn dergeſtalt Gefahr im Ver⸗ 
juge ift, daß die Ausführung der vorzunehmenden Arbeit durch den Verpflich— 
teten nicht abgewartet werden kann. ; i 

Wird die Verpflichtung zu einer Handlung ober Leiſtung in Beziehung 
auf den Wegebau, welche im Intereſſe des öffentlichen oe nothwendig iſt, 
von dem dazu Aufgeforderten in Abrede geſtellt, ſo hat der Amtsvorſteher, wenn 
nach ſeinem pflichtgemäßen Ermeſſen die Arbeit bis zur Feſtſtellung der Ver⸗ 
pflichtung nicht aufgeſchoben werden kann, wegen Ausführung des Nothwendigen 
Anordnung zu treffen, zugleich aber eine Inſtruktion der ſtreitigen Verhältniſſe 
mit Zuziehung der Betheiligten vorzunehmen. Wird dabei bie Nothwendigkeit 
einer Leiſtung an fid) oder in dem geforderten Maße beſtritten, oder ift es ſtreitig, 
ob ein Weg ein öffentlicher oder ein Privatweg ſei, ſo iſt in dem kontradiktoriſchen 
Verfahren das öffentliche Intereſſe durch den e wahrzunehmen. 

Gehören die Betheiligten verſchiedenen Amtsbezirken, beziehungsweiſe Amts. 
und Stadtbezirken des Kreiſes an, ſo beſtimmt der Kreisausſchuß denjenigen 
Amtsvorſteher, beziehungsweiſe Bürgermeiſter, welcher die nothwendigen Anord⸗ 
nungen zu treffen, die Inſtruktion zu führen und im kontradiktoriſchen Ver⸗ 
fahren das öffentliche Intereſſe wahrzunehmen hat. ; 

Der Amtsvorſteher, beziehungsweiſe der Bürgermeiſter, hat die geſchloſſe⸗ 
nen Verhandlungen, wenn eine gütliche Regulirung nicht gelingt, mit gutacht⸗ 
lichem Berichte dem Kreisausſchuſſe vorzulegen, welcher die im §. 135. unter 
Nr. II. 1. 8 A reſolutoriſche Entſcheidung trifft. 

Die für die Chauffeen geltenden Vorſchriften werden durch die vorſtehenden 
Beſtimmungen nicht berührt. 

i $. 62. 


Das durch die $$. 5. ff. des Geſetzes vom 11. März 1850. (Geſetz-Samml. 
S. 265.) der Ortspolizeibehörde für den Umfang einer Gemeinde ertheilte Recht 
Jahrgang 1872. (Nr. 8080.) 93 zum 
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pm Erlaß von Polizei⸗Strafverordnungen wird auf den Amtsvorſteher mit ber 
aßgabe übertragen, daß er nicht nur für den Umfang einer einzelnen Ge⸗ 
meinde oder eines einzelnen Gutsbezirkes, ſondern auch für den Umfang mehrerer 
Gemeinden oder Gutsbezirke und für den Umfang des ganzen Amtsbezirkes unter 
Zuſtimmung des Amtsausſchuſſes, auch im Falle des $. 7. des Geſetzes, derartige 
Verordnungen zu erlaſſen befugt iſt. 

Verſagt der Amtsausſchuß die Zuſtimmung, ſo kann dieſelbe auf Antrag 
des Amtsvorſtehers durch den Kreisausſchuß ergaͤnzt werden. 


$. 63. 
Der Amtsvorſteher hat in den feiner Verwaltung anheimfallenden Ange 


legenheiten das Recht der vorläufigen Steaffeitfegung nach den Vorſchriften des 
Geſetzes vom 14. Mai 1852. (Geſetz⸗Samml. S. 245.). 


$. 64. 
Die polizeirichterlichen Befugniſſe des Amtsvorſtehers, ſowie das Verfahren 
in Polizei⸗Kontraventionsſachen vor demſelben, beziehungsweiſe vor einem Schöffen 
gerichte, werden durch ein beſonderes Geſetz geregelt. i 


i $. 65. 
Dienſtliche Stellung Die Gemeinbe und Gutsvorſtände find verbunden, ben Anweiſungen und 
der Gemeinde. und Aufträgen des Amtsvorſtehers, welche derſelbe in Gemäßheit feiner geschlichen 


tsvorſtänd i 3 i : : ` 
| en Befugniſſe in Dienſtangelegenheiten an ſie erläßt, nachzukommen, und können 


Amts vorſteher. Berke von ihm nach Maßgabe des $. 83. durch Zwangsmaßregeln angehalten 
werden. Ein Ordnungsſtrafrecht ſteht dem Amtsvorſteher gegen dieſelben jedoch 
nicht zu. 

Ingleichen haben die Gendarmen den Requiſitionen des Amtsvorſtehers in 

« polizeilichen Angelegenheiten zu genügen. Der Dienſtaufſicht des Amtsvorſtehers 
unterliegen ſie nicht. j 
$. 66. 


Dienſtliche Stellung Der Landrath und der Kreisausſchuß ſind befugt, für die Geſchäfte der 
ee u allgemeinen Landes und Kreis⸗Kommunalverwaltung, ſowie bei Beauffichtigun 
Krriscuiſcuß. der Kommunglangelegenheiten der zu bem Amtsbezirke gehörigen Gemeinden un 

ſchuß. ^ g KL: ; 
Gutsbezirke die vermittelnde und begutachtende Thätigkeit des Amtsvorſtehers in 


Anſpruch zu nehmen. 
$. 67 


Beſchwerden über die Verfügungen des Amtsvorſtehers unterliegen, vor⸗ 
behaltlich der beſonderen Beſtimmungen der $$. 79 — 83. und 135., ber Cnt 
ſcheidung des Kreisausſchuſſes. 

Die Aufſicht über die Geſchäftsführung des Amtsvorſtehers führt der 
Landrath als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes. 

IN $. 68. 
Dienſtvergehen des Hinſichtlich der Dienſtvergehen des Amtsvorſtehers finden die Beſtimmungen 
Antsvorſtehes. des F. 35. mit der Maßgabe e daß das Recht, eine Ordnungsſtrafe 


gegen den Amtsvorſteher feſtzuſetzen, dem Landrathe nicht zuſteht. P. 
$. 69. 
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$..69. Ur 
Der Amtsvorſteher ift berechtigt, eine Amtsunkoſten⸗Entſchädigung zu bes 
anſpruchen, welche nach pr ber Betheiligten von dem Kreisausſchuſf 
ein Pauſchquantum jonas wird. m 
In gleicher Weiſe erfolgt bie Feſtſetzung ber einem kommiſſariſchen Umts- 
vorſteher zu gewährenden Remuneration. 


$. 70. 


Als Beitrag zu den Koſten der Amtsverwaltung überweiſt der Staat den 
Kreiſen diejenigen Summen, welche er in Folge des gegenwärtigen Geſetzes 
durch das Eingehen der Königlichen Polizeiverwaltungen, durch den Wegfall der 
Schulzenremunerationen und anderer Polizei- Verwaltungskoſten an den im 
Staatshaushalts⸗Etat für das Jahr 1873. für ebengenannte Zwecke veranſchlagten 
Ausgaben fernerhin erſparen wird. SÉ 

Die Vertheilung des für jede Provinz feſtzuſtellenden Betrages auf die 
einzelnen Kreiſe erfolgt nach Maßgabe des Bedürfniſſes durch die Previa 
vertretung beziehungsweiſe durch eine von dieſer zu erwählende Kommiſſion. 

Außerdem wird der Staat für die den Kreiſen beziehungsweiſe Amts⸗ 
bezirken durch die Wahrnehmung von Geſchäften der Staatsverwaltung erwach⸗ 
fenden Ausgaben Befonbere Fonds überweiſen. Das hierüber zu erlaſſende Geſetz 
wird über den Betrag und die Vertheilung dieſer Fonds nähere Anordnungen 
treffen. 

4 Soweit bie Koften ber Amtsverwaltung durch die vom Staate überwie- 
ſenen Beträge ihre Deckung nicht finden, trägt dieſelben das Amt. 

In den zuſammengeſetzten Amtsbezirken gilt für die Aufbringung der Ver⸗ 
waltungskoſten in Ermangelung einer Vereinbarung unter den Betheiligten der nach 
Maßgabe dieſes Geſetzes in dem Kreiſe für die Kreisabgaben feſtgeſtellte Maßſtab. 


b. 71. 

In denjenigen Gemeinden und Gutsbezirken, welche einen Amtsbezirk für 
ſich bilden, werden die Koſten der Amtsverwaltung gleich den übrigen Kom⸗ 
munalbedürfniſſen aufgebracht. Solche Amtsbezirke haben keinen Anſpruch auf 
die vom Staate hs na Fonds. 


$. 72. i 
Unterläßt oder verweigert ein Amtsausſchuß die Bewilligung von Aus⸗ 
gaben, zu deren Leiſtung das Amt geſetzlich verpflichtet ift, fo ſtellt der Kreis- 
ausſchuß dieſe Ausgaben außerordentlich feſt. 


g. 73. 


Die von den Amtsvorſtehern in Gemäßheit des Geſetzes vom 14. Mai 
1852, (Gefeß-Samml. S. 245. endgültig ele Geldbußen und Konfis- 
kate, ſowie die von denſelben feſtgeſetzten Exekutivgeldbußen werden — ſoweit 
nicht in Anſehung gewiſſer Uebertretungen beſonders beſtimmt iſt, wohin die 
durch biefelben verwirkten Geldbußen oder Konfiskate fließen follen — zur Amts. 
kaſſe, beziehungsweiſe zu den Kaffen der einen eigenen Amtsbezirk bildenden Ge» 

(Nr. 8080) 93* meine 


Bebon ber Amts⸗ 


e als verwaltung. 


Einnahmen aus Gelbe 
bußen und Konfiskaten. 
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meinden und Gutsbezirke vereinnahmt und zur Deckung der Koſten der Amts⸗ 
verwaltung mitverwendet. 


Fünfter Abſchnitt. 
Von dem Amte des Landraths. 


$. 74. 
Landrath. Der Landrath wird vom Könige ernannt. Die Kreisverſammlung iſt 
9 Ernennung des. jedoch befugt, für die Beſetzung eines erledigten Landrathsamtes aus der EST 
gen der Grundbeſitzer und ber Amtsvorſteher des Kreiſes geeignete Perſonen in Vor⸗ 

ſchlag zu bringen. | 

$. 75. 

b) 8 Behufs Stellvertretung des Landraths werden von dem Kreistage aus der 
€ n, 


Zahl der Kreisangehörigen zwei Kreisdeputirte auf je ſechs Jahre gewählt. Die⸗ 
ſelben bedürfen der Beil 
rathe zu vereidigen. 

ür kürzere Verhinderungsfälle kann der Kreisſekretär als Stellvertreter 


ätigung des Oberpräſidenten. Sie ſind von dem Land⸗ 


eintreten. 
% $. 76. 
eh Amtliche Stellung Der Landrath führt als Organ der Staatsregierung die Geſchäfte der 
= Alken, allgemeinen Landesverwaltung im Kreiſe und leitet als Vorſitzender des Kreis 
tages und des Kreisausſchuſſes die Kommunalverwaltung des Kreiſes. 
$. 77. 


d) Rechte und Pfihten Soweit die Rechte und Pflichten des Landraths nicht durch das gegen 
poem wärtige Geſetz ume ſind, behält es bei den darüber beſtehenden Borjaren 
Ec jein Bewenden. 


auch 

Demgemäß hat der Landrath auch ferner die geſammte Polizeiverwaltung 
im Kreiſe und in deſſen einzelnen Amtsbezirken, Gemeinden und Gutsbezirken 
zu überwachen. 
7 $. 78. 


0 * Ber Der Landrath iſt befugt, unter Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes nach 
Fest epa. Maßgabe der Vorſchriften des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 
licher Berorduun 1850. (Geſetz⸗Samml. S. 265.) für mehrere Amtsbezirke oder für den ganzen 
gen. Umfang des Kreiſes gültige Poli Gelee zu erlaſſen und gegen bie Nicht- 

befolgung derſelben Geldſtrafen bis zum Betrage von 10 Thalern anzudrohen. 
Das durch bie $$. 5. beziehungsweiſe 9. des Geſetzes vom 11. März 1850. der 


Bezirksregierung beziehungsweiſe dem Regierungspräſidenten beigelegte Recht: 
über die Art der Verkündigung der ortspolizeilichen Vorſchriften, ſowie 
über die Formen, von deren Beobachtung die Gültigkeit derſelben abhängt, 
die erforderlichen Beſtimmungen zu erlaſſen, ſowie ortspolizeiliche Vor⸗ 
ſchriften außer Kraft zu ſetzen, 

Lie denfelben in gleichem Umfange auch fortan bezüglich ber kreispolizeilichen 

orſchriften zu. 
Sechster 
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Sechster Abſchnitt. 
Von dem Zwangsverfahren der Behörden des Kreiſes. 


$. 79. 

Der Landrath, der Amtsvorſteher unb der Orts⸗ (Gemeinde, Gut») Vor⸗ 
ſteher können in Ausübung ihrer Polizeigewalt die durch ihre geſetzlichen Befug⸗ 
win een Anordnungen durch Anwendung der geſetzlichen Zwangsmittel 

urchſetzen. 

pd die zu erzwingende Handlung durch einen Dritten geleiftet werden, 
ſo iſt die Behörde SE diefelbe burd) einen Dritten ausführen zu laffen, ben 
Betrag der Koften vorläufig zu beſtimmen und im Wege der Exekution von dem 
Verpflichteten einzuziehen. e 

Kann die zu erzwingende Handlung nicht durch einen Dritten geleiftet, oder 
ſoll eine Unterlaſſung erzwungen werden, ſo iſt die Behörde berechtigt, Geldbußen, 
und zwar der Landrath bis zur Höhe von 50 Thalern, der Amtsvorſteher bis e 
Höhe von 20 Thalern, ber Ortsvorſteher bis zur Höhe von 1 Thaler anzudrohen 
und feſtzuſetzen. Der Feſtſetzung muß immer eine ſchriftliche Androhung mit 
einer beſtimmten Friſt vorangehen. ; 

Die Beſtimmungen des vorhergehenden Abſatzes finden auch bei Handlungen, 
die durch einen Dritten geleiſtet werden können, in den Fällen Wed in 
welchen es feſtſteht, daß m Verpflichtete nicht im Stande ift, bie aus der Aus: 
führung durch einen Dritten entſtehenden Koſten zu tragen. 

Unmittelbarer Zwang darf, unbeſchadet der Beſtimmungen des Geſetzes 
zum Schutze der perfönlichen Freiheit vom 12. Februar 1850. (Geſetz⸗Samml. 

. 45.), nur angewendet werden, wenn die getroffene Anordnung ohne einen 
ſolchen undurchführbar iſt. ET 

Gleiche Befugniſſe wie ben Amtsvorſtehern ſtehen den Polizeiverwaltern in 
den zu Landkreiſen gehörigen Städten zu. 


$. 80. 


Sowohl gegen bie Anordnung, al8 gegen bie Feſtſetzung der Strafe kann 
innerhalb 10 Ch nach Zuftellung des Be Berufung eingelegt werden. 

Die Berufung erfolgt an den Kreisausſchuß, und, wenn der Erlaß von bem 
Landrathe ausgegangen iſt, an das Verwaltungsgericht. Gegen die Entſcheidung 
des Kreisausſchuſſes findet fernere Berufung an das Verwaltungsgericht Datt. 

Darüber, ob im Sinne des H. 6. des Geſetzes über die Juläſſigkeit des 
Rechtsweges in Beziehung auf polizeiliche Verfügungen vom 11. Mai 1842. 
(Geſetz⸗Samml. für 1842. S. 192. ff.) eine Jer en als geſetzwidrig ‚oder 
unzuläſſig aufzuheben ijt, entſcheidet in Betreff der Verfügungen des Gemeinde⸗ 
un) Amtsvorſtehers ber Kreisausſchuß beziehungsweiſe das Verwaltungsgericht, 
in Betreff der Verfügungen des Landraths das Verwaltungsgericht. 

$. 81. 

Die Verfügung kann des Widerſpruchs ungeachtet zur Ausführung gebracht 
werden, wenn dieſe nach dem Ermeſſen der Behörde ohne Nachtheil für das 
Gemeinweſen nicht m bleiben fann, ; 

(Nr, 8080.) ' $. 82, 


a TD 


§. 82. 

Die endgültig feſtgeſetzten Geldbußen, welche nicht beizutreiben find, hat 
der Kreisausſchuß auf Antrag der Behörde unb nach Maßgabe ber Vorſchriften 
ber SS. 28. und 29. des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche Reich vom 15. Mai 

1871. in Haft umzuwandeln. Gegen den Beſchluß kann innerhalb 10 Tagen 
Berufung an das Verwaltungsgericht eingelegt werden. 


§. 83. 

Wegen ber Zwangsmaßregeln, welche der Amtsvorſteher gegen die Ges 
meindes und die Gutsvorſtände (S. 80 verhängen darf, gelten die Vorſchriften 
des F. 79. Abſatz 2. bis 5. und die $$. 80. und 81. Eine Umwandlung der 
Geldbußen in Haft findet nicht ftatt. 


Dritter Titel. 
Von der Vertretung und Verwaltung des Kreiſes. 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Zuſammenſetzung des Kreistages. 


§. 84. 

Sahl der Mitglieder Die Kreisverſammlung (der Kreistag) beſteht in Kreiſen, welche unter 
des Kreistages. Ausſchluß der im aktiven Militairdienſte ſtehenden Perſonen 25,000 oder We, 
niger Einwohner haben, aus 25 Mitgliedern. In Kreiſen mit mehr als 25,000 
bis zu 100,000 Einwohnern tritt für jede Vollzahl von 5000 und in Kreiſen 
mit mehr als 100,000 Einwohnern für jede über die letztere Zahl überſchießende 
Vollzahl von 10,000 Einwohnern je ein Vertreter hinzu. 


$. 85. 
. Bildung von Wahl. Zum Zwecke der Wahl ber Kreistags Abgeordneten werden drei Wabl- 
ebe verbände gebildet und zwar: 
| nelen. a) ber Wahlverband der größeren ländlichen Grundbeſitzer, 
| b) ber Wahlverband der Landgemeinden und 

e) der Wahlverband der Städte. 

In Kreiſen, in welchen keine Stadtgemeinde vorhanden iſt, ſcheidet der 
Wahlverband der Städte aus. 

Für Kreiſe, welche nur aus einer oder mehreren Städten beſtehen, gelten 
die Vorſchriften der $$. 169, und 171. bis 175. dieſes Geſetzes. 


$. 86. 
Bildung des Wahl Der Wahlverband der größeren ländlichen Grundbeſttzer beſteht aus allen 
Jas Glad. en denjenigen zur Zahlung von Kreisabgaben verpflichteten Grundbefigern, mit Ein- 
beſiger. ſchluß der juriſtiſchen Perſonen, Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften 
E auf Aktien, welche von ihrem gefammten, auf dem platten Lande W 
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Kreiſes belegenen Grundeigenthume den Betrag von mindeſtens 75 Thalern an 
Grund- und Gebäudeſteuer entrichten, beziehungsweiſe zu entrichten haben mür- 
ben, wenn fie nach Maßgabe der Geſetze vom 21. Mai 1861. (Geſetz⸗Samml. 
S. 253. und P zur Grund» beziehungsweiſe Gebäudeſteuer veranlagt wären. 
$ Nach Erlaß der Provinzialordnung bleibt ben Provinzialvertretungen 
überlaſſen, für ihre Provinz oder auch für einzelne Kreiſe derſelben den Betrag 
von 75 Thalern auf den Betrag von 100 Thalern zu erhöhen oder bis auf den 
Betrag von 50 Thalern zu ermäßigen. 

Für einzelne Kreiſe der Provinz Sachſen darf dieſe Erhöhung bis zu dem 
Betrage von 150 Thalern erfolgen. Hon. 

Dem Wahlverbande der größeren ländlichen Grunbbefiber treten diejenigen 
Gewerbtreibenden und Bergner tee hinzu, welche wegen ihrer auf dem platten 
Lande innerhalb des Kreiſes betriebenen gewerblichen Unternehmungen in der 
Sch s: I. ber Gewerbeſteuer mit dem Mittelſatze veranlagt find (F. 14. 

ab 4.). 


$. 87. 
Der Wahlverband ber Landgemeinden umfaßt: Bildung des Mahl: 
1) ſämmtliche Landgemeinden des Kreifes; Br der Sands 


2) ſämmtliche Beſitzer ſelbſtſtändiger Güter mit Einſchluß der juriſtiſchen 

Perſonen, Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Allen, 
welche nicht zu dem Verbande der größeren Grundbeſitzer ($. 86.) ge 
hören; 

3) diejenigen Gewerbtreibenden und Bergwerksbeſitzer, welche wegen ihrer 
es? dem platten Lande innerhalb des Kreiſes betriebenen gewerblichen 

Unternehmungen in der Klaſſe A. L unter dem Mittelſatze veranlagt ſind. 


$. 88. 


Der Wahloerband der Städte umfaßt die Stadtgemeinden des Kreiſes. Sie sw mae 
verbandes der Städte 
6. 89. 


Die nach F. 84. dieſes Geſetzes jedem Kreiſe nach Maßgabe feiner Bevöl- Vertheilung der eis 
kerungsziffer zustehende Zahl von Kreistags - Abgeordneten wird auf die drei fag®-Wögeorbneien auf 
Wahlverbände der größeren Grundbeſitzer, der Landgemeinden und der Städte bende E 


nach folgenden Grundſätzen vertheilt: 
1) Die Zahl der ſtädtiſchen Abgeordneten wird nach dem Verhältniſſe der 
ſtädtiſchen und ländlichen Bevölkerung, wie daſſelbe durch die letzte all 
emeine Volkszählung feſtgeſtellt worden iſt, beſtimmt. Die Zahl der 
ſtädtichen Abgeordneten darf die Hälfte, und in UA redd Kreiſen, in 
welchen nur eine Stadt vorhanden iſt, ein Drittel der Geſammtzahl 
aller Abgeordneten nicht überſteigen. 

2) Von der nach Abzug der ſtädtiſchen Abgeordneten übrig bleibenden Zahl 
der Kreistags⸗Abgeordneten erhalten die Verbände der größeren Grund- 
beſizer und der Landgemeinden ein jeder die Hälfte, 

Nr. 8080 A $. 90, 


3 
$. 90. 


Bleibt die vorhandene Zahl ber in dem Wahlverbande der größeren Grund⸗ 
beſitzer Wahlberechtigten (S. 86.) in einem Kreiſe unter der ihrem Verbande nach 
F. 89. zukommenden Abgeordnetenzahl, fo wählt dieſer Verband nur fo viele 
Abgeordnete, als Wähler vorhanden find, und fällt die demſelben hiernach ab, 
gehende Zahl von Abgeordneten dem Wahlverbande der Landgemeinden zu. 


$. 91. 


| Bertheitung der vom Zum Zwecke der Wahl der von dem Verbande der Landgemeinden zu 
abend eg, wählenden Abgeordneten werden, unter möglichſter Anlehnung an die Amts- 
enden Abgeordneten bezirke, in räumlicher Abrundung und nach Maßgabe der Bevölkerung Wahl⸗ 
je Sie einzelnen Wahl. bezirke gebildet, deren jeder die Wahl von Einem bis zwei Abgeordneten zu vol- 


p^ ziehen Dat. 


§. 92. 


Vertheilung der vom Die Zahl der vom Wahlverbande der Städte überhaupt zu wählenden 
Saat bande end. Kreistags⸗Abgeordneten wird auf die einzelnen Städte des Kreiſes nach Maßgabe 
Städte zu wählenden $ d 

Abgeordneten auf die der Seelenzahl vertheilt. 

e Sind in einem Kreiſe mehrere Städte vorhanden, auf welche hiernach nicht 
Bildung von Städte je ein Abgeordneter fällt, fo werden diefe Städte at ber Wahl minbeften8 
Vahlbezirken. eines gemeinſchaftlichen Abgeordneten zu einem Wahlbezirke vereinigt. 

[^ Iſt in einem Kreiſe neben anderen großen Städten nur eine Stadt vor⸗ 
handen, welche nach ihrer E d nicht einen Abgeordneten zu wählen haben 
würde, fo ijt derſelben gleichwohl ein Abgeordneter zu bec. 


§. 93. 


Ausgleichung ber fid Ergeben fid) bei den nach Maßgabe ber $$. 89—92. des Geſetzes vorzu⸗ 
along, Agde nehmenden Berechnungen Bruchtheile, fo werden dieſelben nur inſoweit berud- 
en ergebenden Bruch, ſichtigt, als fie 4 erreichen oder überſteigen. 

le. Ueberſteigen fie 2, fo werden fie für voll gerechnet; kommen fie 4 gleich, 
fo beſtimmt das Loos, welchem der bei der Vertheilung betheiligten Wahlver⸗ 
bände und Wahlbezirke, beziehungsweiſe welcher Stadtgemeinde der Bruchtheil 
für voll gerechnet werden ſoll. : 


$. 9. 


Vollziehung der Wah⸗ Zur Wahl der von dem Wahlverbande der größeren Grundbeſitzer zu 

Eo drei wählenden Kreistags⸗Abgeordneten treten die zu diefem Verbande gehörigen Grund- 

Drandbefiger. > beſitzer, Gewerbtreibenden und Bergwerksbeſitzer in der Kreisſtadt unter dem 
Da, Vorſitze des Landraths zuſammen. ; 

§. 95. 


Bei bem Wahlakte hat jeder Berechtigte nur Eine Stimme. 

Auch als Stellvertreter können Micro welche bereits eine Stimme 
führen, ein ferneres Stimmrecht nicht ausüben. Ausgenommen find die im 
S. 97. Nr. 7. bezeichneten Vertreter. ` ` 

| $. 96. 
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2 5 $. 96. 
Das Recht zur perfönlichen Theilnahme an den Wahlen (S. 94.) f 
Bebaltti der nachfolgenden beſonderen Beſtimmungen (S. 97) Gët SS 
eſitzern, Gewerbtreibenden und Bergwerksbeſitzern zu, welche 
a) Angehörige des Deutſchen Reichs und ſelbſtſtändig ſind. Als : 
ſtändig wird äer angeſehen, welcher das 21fte dE vilae 
hat, jofern ihm das Recht, über fein Vermögen zu verfügen und daſſelbe 
zu verwalten, nicht durch gerichtliche Anordnung entzogen iſt, 
b) ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden. 

Das Wahlrecht geht verloren, ſobald eins der vorſtehend derni 
bei dem bis dahin Wahlberechtigten nicht mehr zutrifft. h ihren ile 
Dauer eines Konkurſes, ferner während der Dauer einer gerichtlichen Unter- 
fung, wenn biefelbe wegen Verbrechen oder wegen folcher Vergehen, welche 
en Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte nach ſich ziehen müſſen oder können 
eingeleitet oder wenn die gerichtliche Haft verfügt iſt. 


$. 97. 


Durch Stellvertretung können ſich an den Wahlen betheiligen: 

1) der Staat durch einen Vertreter aus der Zahl ſeiner Beamt 1 
Domainenpächter ober ber ländlichen Granted des Kreises; A; 

2) juriſtiſche Perſonen, Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaft ` 

Aktien durch einen Pächter oder mit Generalvollmacht ior gi à» 
miniſtrator eines im Kreiſe belegenen größeren Guts, oder durch einen 
Vertreter aus der Zahl der ländlichen Grundbeſitzer des Kreiſes Kor- 
porationen ſind befugt, ſich nach Maßgabe ihrer Statuten oder Ver⸗ 
faſſungen vertreten zu laffen; ) i 

3) Eltern durch ihre Söhne, welchen fie bie Verwalt ändi 
Güter dauernd übertragen haben; ung: febribus 

4) unverheirathete Beſitzerinnen durch Vertreter aus der Zahl der ländli 
Grundbeſitzer des Kreifes; Zahl der ländlichen 

5) die Mitglieder regierender Häuſer durch ein Mitglied ihrer Famili 
einen Vertreter aus der Zahl ihrer Beamten, ihrer UNE er x 7 — 
ländlichen Grundbeſitzer des Kreiſes, 

6) die gemeinſchaftlichen Beſitzer eines größeren Grundeigenthums (S. 8 
durch einen Mitbeſzer, beziehungsweiſe die Sheilnehmer em S o 
lichen Unternehmens durch einen berfelben; 

7) Ehefrauen, ſowohl groß⸗ wie minderjährige, können d i : 
männer, minderjährige oder unter Kuratel stehende AA dug run 

Vater, Vormund ober Kurator vertreten werben; 

inſofern die unter Nr. 2. genannten Berechtigten im Deutſchen Reiche i Si 
aben und die unter Nr. 3. bis 7. genannten ek neben = 

er Reichs find, und fih im Genuſſe der bürgerlichen Ehrenrechte 
Jahrgang 1872, (Nr. 8080) 94 Die 


— 686 — 


Die Vertreter, mit Ausnahme der unter Nr. 7. bezeichneten, müſſen in 
dem Kreiſe entweder einen Wohnſitz haben oder in demſelben Grundeigenthum 
beſitzen. Außerdem gelten für die Vertreter die Grundſätze, welche der §. 96. 
für die Wahlberechtigung vorſchreibt. gitad 


$. 98. 


Vollziehung der Waf- In jedem Wahlbezirke des Wahlverbandes der Landgemeinden wird die 


len in den Wahlbezirken * j : 
[en in ben Rahlbrirten Wahlverſammlung gebildet 


gemeinden. 1) durch Vertreter der einzelnen Landgemeinden; 

2) durch die Beſitzer der in dem Bezirke liegenden ſelbſtſtändigen Güter, 
welche nicht zu den größeren Grundbeſitzern (S. 86.) gehören; 

3) durch diejenigen Gewerbtreibenden und Bergwerksbeſitzer, welche wegen 
ihrer auf dem platten Lande innerhalb des Kreiſes betriebenen gewer 
lichen Unternehmungen in der Klaſſe A. I. der Gewerbeſteuer unter dem 
Mittelſatz veranlagt ſind. 

Auf die in den Nummern 2. und 3. erwähnten Wahlberechtigten finden 
bie Beſtimmungen der $$. 95—97. Anwendung. 


$. 99. 
Befinden D in einem Wahlbezirke zwei oder mehrere Güter (S. 98. 
Nr. 2.), deren jedes zu weniger als 20 Thaler Grund- und Gebäudeſteuer vet 
anlagt iſt, ſo werden die Beſitzer derſelben nach Anordnung des Kreisausſchuſſes 
dergeſtalt zu Geſammt⸗ (Kollektiv⸗) Stimmen vereinigt, daß auf jede Stimme, 
ſo weit möglich, ein Grund- und Gebäudeſteuerbetrag von 20 Thalern entfällt. 
Der Kreisausſchuß regelt die Art, in welcher das Kollektivſtimmrecht aus- 
geübt wird. | 
$. 100. 
Die Vertretung der Landgemeinden erfolgt bei Gemeinden: 


1) von weniger als 400 Einwohnern durch Einen Wahlmann, 

2) von 400 und weniger als 800 Einwohnern durch zwei, 

3) von 800 und weniger als 1200 Einwohnern durch drei, 

4) von 1200 und weniger als 2000 Einwohnern durch vier, 

5) von 2000 und weniger als 3000 Einwohnern durch fünf Wahlmänner, 
und für jede fernere Vollzahl von 1000 Seelen durch einen ferneren Wahlmann. 


Die Wahlmänner der Landgemeinden werden von der Gemeindeverſamm⸗ 
lung, in denjenigen Landgemeinden aber, in welchen eine gewählte Gemeinde 
vertretung beſteht oder eingeführt wird, von der letzteren und dem Gemeinde 
vorſtande aus der Zahl der ſtimmberechtigten Gemeindemitglieder durch abſolute 
Stimmenmehrheit gewählt. ; 

Die Wahlen erfolgen nach näherer Vorſchrift des dieſem Geſetze beigefügten 
Wahlreglements. ^ ; 
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Ausgeſchloſſen von ber Theilnahme an der Wahl in ber Gemeindever⸗ 
Mons find. diejenigen, welche zum Wahlverbande der größeren Grundbeſitzer 
gehören. d 

$. 101. 


: Befinden fid) in einem Wahlbezirke, zwei oder mehrere Gemeinden, deren 
jede weniger als 20 Thaler Grund- und Gebäudeſteuer entrichtet und weniger als 
100 Einwohner zählt, ſo werden dieſelben nach Anordnung des Kreisausſchuſſes 
in gleicher Weiſe, wie die Beſitzer der im §. 99. gedachten Güter, zu Geſammt⸗ 
(Kollettiv) Stimmen vereinigt. 

$. 102. 


Wer als Beſitzer eines ſelbſtſtändigen Guts, als Gewerbtreibender oder 
Bergwerksbeſitzer zur Theilnahme an den Wahlen im Verbande der Landgemeinden : 
perfönlich berechtigt ijt (S. 98. Nr. 2. und 3.), darf bie auf ihn gefallene Wahl 
als Wahlmann einer Landgemeinde ablehnen. Nimmt er die Wahl an, fo ijt 
er zur Ausübung ſeines perſönlichen Wahlrechts nicht befugt. l 

Dagegen wird durch die Ausübung eines Wahlrechts als Wahlmann einer 
Landgemeinde die Ausübung des perſönlichen Wahlrechts im Verbande der 
größeren Grundbeſitzer nicht ausgeſchloſſen. 


$. 103. 


Die Vertreter der Gemeinden des Wahlbezirks, bie Beſitzer der zu dem 
letzteren gehörigen ſelbſtſtändigen Güter und die wahlberechtigten Gewerbtreibenden 
und Bergwerksbeſitzer treten unter der Leitung des Landraths oder in deſſen 
Auftrage eines Amtsvorſtehers an dem von dem Kreisausſchuſſe zu beftimmenden 
Wahloxte Behufs der Wahl der Kreistags⸗Abgeordneten zuſammen. 


§. 104. 


Die Wahl der ſtädtiſchen Kreistags-Abgeordneten erfolgt in denjenigen Veuzehung ber Wah. 

Städten, welche für ſich einen oder mehrere Abgeordnete zu wählen haben, durch m ben, Stübten, | 
den Magiſtrat und bie Stadtverordneten⸗Verſammlung, beziehungsweiſe das bürger⸗ apertos täte ` 
ſchaftliche Repräſentanten⸗Kollegium, welche zu dieſem Behufe unter dem Vorſitze 
des Bürgermeiſters zu einer Wahlverſammlung vereinigt werden. 
AIgn denjenigen Städten, welche mit anderen Städten des Kreiſes zu einem 
Wahlbezirke vereinigt ſind, haben der Magiſtrat und die Stadtverordneten bezie⸗ 
hungsweiſe die bürgerſchaftlichen Repräſentanten in vereinigter Sitzung auf je 
50 Einwohner einen Wahlmann zu wählen. Durch ſtatutariſche Anordnung 
des Kreistages kann jene Zahl erhöht werden. l 

Die Wahlmänner des Wahlbezirks treten unter Leitung des Landraths 
an dem von dem Kreisausſchuſſe zu beſtimmenden Wahlorte zur Wahl der 
Abgeordneten zuſammen. 
| $. 105. 


Die nach den vorſtehenden Beſtimmungen vorzunehmenden Wahlen erfolgen 
ach —— Vorſchrit des dieſem Geſetze N Wahlreglements. i 
| S. 106, 


Nr. 8080.) 
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| $. 106. 
Wählbarkeit zum Wählbar zum Mitgliede des Kreistages und beziehungsweiſe zum Wahl 
e wi" wann ift: | 
ten. 1) im Wahlverbande der Städte jeder Einwohner der im Kreiſe belegenen 

Städte, welcher ſich im Beſitze des nn Gezei befindet; 

2) in den Wahlverbänden der größeren Grundbeſitzer, ſowie ber Land» 
gemeinden ein Jeder, ſeit einem Jahr, in dem Kreiſe angeſeſſene ländliche 

Grundbeſitzer, ſowie ein Jeder, welcher in einer Verſammlung dieſer 

Verbände ein Wahlrecht ausübt, und ſeit einem Jahre in dem Kreiſe 

einen Wohnſitz hat. 

Für die Wählbarkeit zum Wahlmanne und zum Abgeordneten gelten die 
in $. 96. für bie Wahlberechtigung gegebenen Beſtimmungen. 
$. 107. 
Dauer der Wahl, Die Kreistags⸗Abgeordneten werden auf ſechs Jahre gewählt. 
. Jede Wahl verliert ihre et mit dem gänzlichen oder zeitweifen Auf: 
geordneten. e 4 e H e "nm 
hören einer ber Bedingungen der Wählbarkeit. 

Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte der Abgeordneten eines jeden Wahl⸗ 
verbandes aus, und wird durch neue erſetzt. Iſt dieſe Zahl nicht durch 2 theil- 
bar, ſo ſcheidet das erſte Mal die nächſtgrößere Zahl aus. Die das erſte Mal 
Ausſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt, welches der Landrath auf dem 
Kreistage zu ziehen hat. ^ 

Die Ausfcheidenden können wieder gewählt werden. 


$. 108. 
Ergänzungs- und Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung des Kreistages finden alle 
nn drei Jahre im Monat November jtatt, ſofern nicht durch ſtatutenmäßige Anord- 
nung Seitens des Kreistages ein anderer Termin beſtimmt wird. Die Wahlen 
in dem Verbande der Landgemeinden erfolgen vor den Wahlen in dem Verbande 
der größeren Grundbeſitzer. 

Ergänzungs- und Erſatzwahlen werden von denſelben Wahlverbänden, 
Stadtgemeinden und Wahlbezirken vorgenommen, von denen der Ausſcheidende 
gewählt war. 

Wo in ſtädtiſchen oder ländlichen Wahlbezirken die Wahl von Wahlmän⸗ 
nern durch dieſes Geſetz vorgeſchrieben ift (SS. 100. und 104.), erfolgt dieſelbe 
aufs Neue vor jeder Wahl mit Ausnahme der Erſatzwahlen, bei welchen die 
früheren Wahlmänner fungiren. ` 

Der Erſatzmann bleibt nur bis zum Ende derjenigen ſechs Jahre in Thätig⸗ 
keit, für welche der Ausgeſchiedene gewählt war. 


| $. 109. 
Einführung der Kreis. Die bei der regelmäßigen Ergänzung neugewählten Kreistags⸗Abgeordneten 
tags, Abgeordneten. treten, ſofern nicht durch ſtatutariſche Anordnung ein anderer Termin beſtimmt 
wird, ihr Amt mit dem Anfange des nächſtfolgenden Jahres an; die Ausſchei⸗ 

denden bleiben bis zur Einführung der neugewählten Mitglieder in Thätigkeit. 

Die Einführung der Gewählten erfolgt durch den Vorſitzenden des yw 

$. 110. 
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Für jeden Kreis werden alle drei Jahre vor jeder neuen Wahl der Kreis- Auftelung von Bere 
zeichniſſen der Wahl⸗ 


tags» Abgeordneten | 

1) ein en ber zum Wahlverbande ber chm Grundbeſitzer ges 
hörigen Grundbeſitzer, Gewerbtreibenden und Bergwerksbeſitzer unter An- 
gabe der in dem F. 86. enthaltenen Merkmale, 

2) ein Verzeichniß der zum Wahlverbande der Landgemeinden gehörigen 
Beſitzer ſelbſtſtändiger Gutsbezirke und wahlberechtigten Gewerbtreibenden 
und Bergwerksbeſitzer unter Angabe der in ben $$. 87. 98. und 99. 
enthaltenen Merkmale, 

3) ein Verzeichniß der Landgemeinden unter Angabe der Zahl der von jeder 
einzelnen Gemeinde oder von den zu einer Kollektivſtimme vereinigten 
Gemeinden zu wählenden Wahlmänner (SS. 100. und 101.) 

durch den Kreisausſchuß aufgeſtellt, und durch das Kreisblatt oder, wo ein 
ſolches nicht beſteht, durch das Amtsblatt zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Anträge auf Berichtigung dieſes Verzeichniſſes find binnen einer Friſt von 
vier Wochen nach Ausgabe des Blattes, durch welches das Verzeichniß veröffent- 
licht worden iſt, bei dem Kreisausſchuſſe anzubringen, gegen deſſen Entſchei⸗ 
dung die Berufung an das Verwaltungsgericht innerhalb zehn Tagen ſtattfindet. 


g. 111. 


Die Vertheilung der Kreistags⸗Abgeordneten auf die einzelnen Wahlver- Aufſtelung des Ber. 
bände ($$. 89. und 90.), die Bildung von Wahlbezirken für die Landgemeinden rien , 


und die zum Verbande derſelben gehörigen ſelbſtſtändigen Gutsbezirke, Gewerb⸗ 
treibenden und Bergwerksbeſitzer, ſowie die Vertheilung der Abgeordneten der 
Landgemeinden auf dieſelben (S. 91.), ingleichen die Vertheilung der ſtädtiſchen 
Abgeordneten auf die einzelnen Städte beziehungsweiſe die Bildung von Städte⸗ 
twahlbejirfen (S. 92.), erfolgt auf den Vorſchlag des Kreisausſchuſſes durch den 
Kreistag, und ift durch das Kreis- beziehungsweiſe Amtsblatt zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. i 

; Binnen einer Frift von vier Wochen nad) Ausgabe des betreffenden Blattes 
iſt die Beſchwerde an das Verwaltungsgericht zuläſſig. 

1 112. 

Die nach den Vorſchriften des S. 111. feſtgeſtellte Vertheilung der Abge- 
ordneten bleibt das erſte Mal für drei Jahre, ſodann für einen Zeitraum von 
je zwölf Jahren maßgebend. Nach deffen Ablauf wird fie durch den Kreisaus⸗ 
ſchuß einer Reviſion unterworfen und der Beſchluß des Kreistages über die etwa 
nach Maßgabe der Vorſchriften der $$. 84. 89. bis 93. nothwendigen Abände⸗ 
rungen eingeholt. In der Zwiſchenzeit erfolgt eine Reviſion nur: 

1) wenn die Zahl der Städte des Kreiſes fi) vermehrt oder vermindert, 
oder wenn eine Stadt in Gemäßheit des §. 4. aus dem Kreisverbande 


ausſcheidet. In dieſen Fällen ift alsbald eine anderweite Vertheilung 


der Abgeordneten auf die einzelnen Wahlverbände und eine Neuwahl 
ſämmtlicher Kreistags⸗Abgeordneten vorzunehmen; 
(Nr. 8080.) 2) wenn 


berechtigten. 


Ee N a e i2 690 MA d 


2) wenn die Zahl der Berechtigten in dem Verbande der größeren Grund» 
He fid) hengettat vermehrt oder vermindert, daß nach S. 90. bie Zahl 
der dieſem Verbande zukommenden Abgeordneten eine größere oder ge⸗ 
ringere wird, als bei der letzten Vertheilung. In dieſem Falle iſt vor 
den nächſten regelmäßigen Ergänzungswahlen (S. 108.) von dem Kreis⸗ 
tage eine Berichtigung des Vertgeil nge lane vorzunehmen und ſind 
ſodann nach dieſem berichtigten e ce die erforderlichen Er⸗ 
giunge beziehungsweiſe Neuwahlen zu vollziehen. 


K. 113. 


Entſcheidung über Die Wahlprotokolle ſind von dem N DEI zu prüfen und dem Kreis- 
lin der Nesna Al. tage vorzulegen. Der Kreistag kann in der erſten Verſammlung, nachdem bie 
geordneten. Wahlprotokolle eingegangen ſind, die Wahl beanſtanden. Die Entſcheidung über 
N eine beanſtandete Wahl erfolgt durch das Verwaltungsgericht. 

Die Namen der Gewählten ſind durch das Kreis: e e Amts⸗ 
blatt bekannt zu machen. 


8.114. 
Die Kreistags⸗Abgeordneten D'A weder Diäten noch Naeh ih 


DE Abfehnitt, 
Von den Versammlungen und Geſchäften des WK 


§. 115; 
Heſchäfte des Kreis. Der Kreistag iſt berufen, den LN Be CR zu etti über 
tages. bie Kreisangelegenheiten nach näherer Vorſchrift dieſes Geſetzes, forie über die 
jenigen Gegenſtände zu berathen und zu beſchließen, welche ihm zu dieſem Be⸗ 
^^ bufe durch Geſetze oder Königliche e mod ii e SE oder in a 
kunft durch Geſetz überwieſen werden. ER 


| $ í 

f $. 116. 

b) Im Befonderen. Insbeſondere ift der Kreistag befugt: 

yi 1) nad) N des F. 20. ſtatutariſche und aol pio d 
zu treffen; 

2) zu beſtimmen, in welcher Weile Staatspräſtationen, welche kreisweiſe 
ue ſind, und deren Aufbringungsweiſe nicht ſchon durch das 


a) Im Allgemeinen. 


% Geſetz vorgeſchrieben iſt, reparürt werden ſollen. 

- s Bei ber Beſtimmung im F. 5. Nr. 3. des Geſetzes wegen der Kriegs 
à leiſtungen vom 11. Mai 1851. (Geist Sammi, ©: 362) behält es Lo» 
2 Bewenden 

m 3) Ausgaben p Erfüllung einer Per ichtung oder im E des 
E Kreiſes zu beſchließen, und zu dieſem Behufe 

m E über das dem Kreiſe gehörige Grund» beztchungsweiſe Kapitalvermögen 
E zu verfügen, Anleihen abnehmen, und die Kreizangehörigen mit 


E. Kreisabgaben zu belaſten = 
4) inner⸗ 
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4) innerhalb der Vorſchriften der $8. 10 — 18. den Vertheilungs⸗ und 
Aufbringungsmaßſtab der Kreisabgaben zu beſchließen; 
5) den Kreishaushalts⸗Etat feſtzuſtellen und hinſichtlich der Jahresrechnung 
Decharge zu ertheilen (SS. 127. und 129.) 
. 70) die Grundſätze feſtzuſtellen, nach welchen die Verwaltung des dem Kreiſe 
, ure Grind- und Kapitalvermögen, ſowie ber Kreis⸗Einrichtungen 
und Anſtalten zu erfolgen hat; 
7) die Einrichtung von Kreisämtern zu beſchließen, die Zahl und Beſoldung 
der Kreisbeamten zu beſtimmen; 
8) die Wahlen zum Kreisausſchuſſe (S. 130.) unb zu den durch das Geſetz 
KS für Zwecke der allgemeinen Landesverwaltung angeordneten Kommiſ⸗ 
N ſionen zu vollziehen, forie beſondere Kommiſſionen und Kommiſſare für 
Kreiszwecke zu An (S. 167). 
"O7 ur die Vollziehung dieſer Wahlen gelten die Beſtimmungen des 
dieſem Geſetze beigefügten Wahlreglements, 
9) Gutachten über alle Angelegenheiten abzugeben, die ihm zu dieſem Be⸗ 
hufe von den Staatsbehörden überwieſen werden; 
10) die durch Geſetz oder Königliche Verordnung (S. 115.) ihm übertragenen 
ſonſtigen Geſchäfte wahrzunehmen. 


$. 117. ; 


Uueber Fonds, welche der Geſammtheit des platten Landes oder der Städte Versagung über hond 
gehören, ſteht den Kreistags⸗Abgeordneten des platten Landes beziehungsweiſe einzelner Kreistfeite 
der Städte die Verfügung allein zu. 

Insbeſondere haben über diejenigen Fonds, welche in der Kur- und Neu- 
mark Brandenburg aus den Kontributions⸗Ueberſchüſſen angeſammelt find, die 
Kreistag- Abgeordneten des platten Landes allein zu verfügen. 


$. 118. 


Der Landrath beruft die Kreistags-Abgeordneten zum Kreista 
ſondere Einladungsſchreiben, unter Angabe der zu verhandelnden 8 
führt auf demſelben den Vorſitz, leitet die Verhandlungen und ha 
g in der Verſammlung. In Behinderungsfällen übernimmt der dem 
Dienſt⸗ beziehungsweiſe Lebensalter nach älteſte anweſende Kreisdeputirte den 


e durch be⸗ Berufung bes rit 
ine, de en * ＋ 
ndhabt die demselben. n 


Mit Ausnahme dringender Fälle, in welchen bie Seit bis zu drei Tagen 
abgekürzt werden darf, zé die Einladung ſämmtlichen Kreistags -Abgeordneten 
mindeſtens 14 Tage vorher zugeftellt werden. Gegenſtände, die nicht in bie 
Einladung zum Kreistage aufgenommen ſind, können zwar zur Berathung ge⸗ 
langen, die Faſſung eines bindenden Beſchluſſes über dieſelben darf jedoch erſt 
auf dem nächſten Kreistage erfolgen. 

Anträge von Kreistags⸗Abgeordneten auf Berathung einzelner Gegenſtände 
ſind bei dem Landrathe anzubringen und in die Einladung zum nächſten Kreis⸗ 
tage aufzunehmen, inſofern fie vor Erlaß der Enladungsſchraben eingehen. Der 
"Nr. 8080) Land⸗ 
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Landrath iſt verpflichtet, jährlich wenigſtens zwei Kreistage anzuberaumen, außer⸗ 
dem aber iſt er hierzu berechtigt, fo oft es die Geſchäfte erfordern. Die Zu⸗ 
ſammenberufung des Kreistages muß erfolgen, ſobald dieſelbe von einem Viertel 
der Kreistags⸗Abgeordneten oder von dem Kreisausſchuſſe verlangt wird. 
Von einem jeden anzuſetzenden Kreistage hat der Landrath der Bezirks⸗ 
regierung unter Einſendung einer Abſchrift des Einladungsſchreibens Anzeige zu 


machen. 
$. 119. 
Abfaſſung beſonderer Soll auf dem Kreistage Beſchluß gefaßt werden: 


fri an au 1) SS, bie Feſtſezung des Abgaben - Vertheilungsmaßftabes in Gemäßheit 
b 2 , e . Wi 
ET 2) eu und Minderbelaſtungen einzelner Kreistheile in Gemäßheit 
es F. 13., 
3) über ſolche Gegenſtände, welche Kreisausgaben nothwendig machen, bie 
nicht auf einer geſetzlichen Verpflichtung des Kreiſes beruhen, 
ſo iſt ein ausführlicher Vorſchlag zu dem Beſchluſſe, welcher über 
a) den Zweck deſſelben, 
b) die Art der Ausführung, 
e) die Summe der zu verwendenden Koſten, 
d) die Aufbringungsweiſe, 
das Nöthige enthält, von dem Kreisausſchuſſe auszuarbeiten und jedem Abgeord— 
neten mindeſtens 14 Tage vor Abhaltung des Kreistages ſchriftlich zuzuſtellen. 
Die Friſt darf bis zu drei in abgekürzt werden, wenn einem Rothſtande 
vorgebeugt oder abgeholfen werden ſoll. 


§. 120. | 

Oeffentlichteit ber Die Sitzungen des Kreistages ſind öffentlich. Für einzelne Gegenſtände 

Kreistagsſthungen. kann durch einen in geheimer Sitzung zu faſſenden Beſchluß der Verſammlung die 
Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen werden. 


$. 121. 
Beſchlußfähigkeit des Der Kreistag kann nur beſchließen, wenn mehr als die Hälfte der Mit- 
Sllétogek. glieder anweſend ijt. Eine Ausnahme hiervon findet ftatt, wenn die Mitglieder 


es Kreistages, zum zweiten Male zur Verhandlung über denſelben Gegenſtand 
berufen, dennoch nicht in beſchlußfahj er Anzahl erſchienen ſind. ei der 
p Zuſammenberufung muß auf dee Beſtimmung ausdrücklich hingewieſen 
werden. 

$. 122. 


. Ausſchluß von ben An Verhandlungen über Rechte und Verpflichtungen des Kreiſes darf der⸗ 
. jenige nicht Theil nehmen, deffen Intereſſe mit dem des Kreiſes im Widerſpruch ſteht. 
ſoͤnlichen Intereſſes. §. 123. 

dingen der Mit. Die Mitglieder des Kreisausſchuſſes, welche nicht Mitglieder des Kreis- 
lens an ben de, tages find, werden zu ben Verſammlungen des Kreistages eingeladen und haben 
tageverſan mlungen. in denſelben berathende Stimme. 9 12 n 
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$. 124, 
Die Beſchlüſſe des Kreistages werden nach Mehrheit ber Stimmen gefaßt. gaung der it 
Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. ES tie d eir 


Zu einem Beſchluſſe, durch welchen eine neue Belaſtung der Kreisange⸗ Stimmenmehrheit. 
hörigen ohne eine geſetzliche Verpflichtung oder eine Veräußerung vom Grund- 
oder Kapitalvermögen des Kreiſes bewirkt oder eine Veränderung des feſtgeſtellten 
Vertheilungsmaßſtabes für die Kreisabgaben (S. 12.) eingeführt werden ſoll, iſt 
jedoch eine Stimmenmehrheit von mindeſtens zwei Drittel der Abſtimmenden 
erforderlich. ^ 
$. 125. 


Ueber bie Beſchlüſſe des mm ift eine beſondere Verhandlung aufzu⸗  Ubfafung und Ver 
nehmen, in welcher die Namen der dabei anweſend geweſenen Mitglieder aufge⸗ e uu 
führt werden müſſen. Diefe Pj e wird von dem Vorſitzenden und von j 
wenigſtens drei Mitgliedern des Kreistages vollzogen, welche zu dieſem Behufe 
von der Verſammlung vor dem Beginne der Verhandlung zu beſtimmen und 
in letzterer aufzuführen ſind. à 

Ueber bie Wahl eines Protokollführers und bie Formen ber Verhandlung 
beſtimmt im Uebrigen die von dem Kreistage zu beſchließende Geſchäftsordnung. 

Der Inhalt der Kreistagsbeſchlüſſe iſt, ſofern der Kreistag nicht in einem 
einzelnen Falle etwas Anderes beſchließt, in einer von dem Kreistage zu beftim- 
menden Weiſe zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. ) 7 

Der Bezirksregierung ift eine Abſchriſt des Protokolls einzureichen. 


$. 126. 
Petitionen und Eingaben, welche Namens des Kreistages in Bezug auf Aubfaſſung von Pe- 
die feiner Beſchlußnahme unterliegenden Angelegenheiten (SS. 115. und 116. bee Suden MM 
überreicht werden ſollen, müſſen auf dem Kreistage ſelbſt berathen und vollzogen T 
werden. Daß dies geſchehen, ift in dergleichen Eingaben ausdrücklich zu be- 
merken. 


Dritter Abſchnitt. 
Von dem Kreishaushalte. 


$. 127. 


Ueber alle Einnahmen und Ausgaben, welche fid) im Voraus beſtimmen Auſſtellun et 
laffen, entwirft der Kreisausſchuß jährlich einen Haushalts⸗Etat, welcher von dem eme Sg 
Kreistage feftgeftellt und demnächſt in derfelben Weiſe, wie die Kreistagsbeſchlüſſe, ts, Den 
veröffentlicht wird. 

3 j Se Vorlage des Haushalts. Gtat$ hat der Kreisausſchuß dem Kreistage 
ve die Verwaltung und den Stand der Kreis-Kommunalangelegenheiten Be 
cht zu erſtatten. 

dee des Etats und des Verwaltungsberichtes wird nach erfolgter 
Feſtſtellung des erſteren ſofort der Bezirksregierung überreicht. 

Ausgaben, welche außer dem Etat geleiſtet werden ſollen, bedürfen der 
Genehmigung des Kreistages. 

Jahrgang. 1872, (Nr. 8080) 95 $. 128, 
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$. 128. 


Reviſton der Kreis. Die Kreis⸗Kommunalkaſſe muß an einem beſtimmten Tage in jedem 
Toni Monate regelmäßig und mindeſtens einmal im Jahre außerordentlich revidirt 
werden. Die Reviſionen werden von dem Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes vor- 
genommen. Bei den außerordentlichen Reviſionen iſt ein von dem Kreisausſchuſſe 

zu beſtimmendes Mitglied deſſelben zuzuziehen. 


$. 129. 


nung, Prüfung = Die Jahresrechnung ift von dem Rendanten der Kreis-Kommunalkaſſe vor 
. dem 1. Mai des folgenden Jahres zu legen und dem Kreisausſchuſſe einzureichen. 
rechnung. Dieſer hat die Rechnung zu revidiren, ſolche mit feinen Erinnerungen und Be- 
merkungen dem Kreistage zur Prüfung, Feſtſtellung und Entlaſtung einzureichen 
und demmächſt einen Rechnungsauszug zu veröffentlichen. Der weng ift be⸗ 
fugt, dieſe Prüfung durch eine hiermit zu beauftragende Kommiſſion bewirken 
zu laſſen. Eine Abſchrift des Sefiftellungs: Veſchluſſes ift ſofort der Bezirks- 


regierung vorzulegen. 


vierter Abſchnitt. 


Von dem Kreis aus ſchuſſe, feiner Zuſammenſetzung und ſeinen 
Geſchäften in der Kreis-Kommunal- und allgemeinen 
Landesverwaltung. 


§. 130. 
Die Stellung des Zum Zwecke der Verwaltung der Angelegenheiten des Kreiſes und der 
e im Wahrnehmung von Geſchäften der allgemeinen Landesverwaltung wird ein Kreis— 
gemeinen 
ausſchuß beftellt. 
§. 131. 
Die Zuſammenſetung Der Kreisausſchuß beſteht aus dem Landrathe und ſechs Mitgliedern, 
befelben. welche von der Kreisverſammlung aus der Zahl der Kreisangehörigen nach ab— 
ſoluter Stimmenmehrheit gewählt werden. Für die Wählbarkeit gelten die im 
§. 96. für die Wahlberechtigung gegebenen Beſtimmungen. 
Geiſtliche, Kirchendiener und Elementarlehrer können nicht Mitglieder des 
Kreisausſchuſſes fein; richterliche Beamte, zu denen jedoch die techniſchen Mit- 
glieder der Handels-, Gewerbe» und ähnlicher Gerichte nicht zu zählen find, nur 
mit Genehmigung des vorgeſetzten Miniſters. 


$. 132. 


Der Kreistag kann nach Bedürfniß einen Syndikus beſtellen, welcher die 
Befähigung jm höheren Richteramte beſizt. Derſelbe nimmt an den Sitzungen 
mit berathender Stimme Theil. - 


Be ell ines e 
wël ung eines Syn 
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umts dauer, Vereidir Die Wahl der Ausſchußmitglieder erfolgt auf ſechs Jahre mit der Maf- 
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Wahl des Nachfolgers fortdauert. Alle zwei Jahre feheidet ein Drittel der 
Sai aus. ie das erſte Mal Ausſcheidenden werden durch das Loos 
eſtimmt. 

Die Ausgeſchiedenen können wiedergewählt werden. 

Die Ausſchußmitglieder werden von dem Vorſitzenden vereidigt. Sie können 
durch Beſchluß des Verwaltungsgerichts ihrer Stellung enthoben werden. 


$. 134. 
Der Kreisausſchuß hat: Die Gefhäfte des 
1) die eer des Kreistages vorzubereiten und auszuführen, ſoweit damit Kraken in der 
nicht beſondere Kommiſſionen, Kommiſſarien oder Beamte durch Geſetz teralgemeinenLandes- 
oder Kreistagsbeſchluß beauftragt werden; verwaltung. 
2) die Kreisangelegenheiten nach n ed der Geſetze und der Beſchlüſſe 
des Kreistages, ſowie in Gemäßheit des von dieſem feſtzuſtellenden Kreis- 
haushalts⸗Etats zu verwalten; 
3) die Beamten des Kreiſes zu ernennen und deren Geſchäftsführung zu 
leiten und zu beaufſichtigen. j 
Hinſichtlich der Beſetzung der Kreisbeamtenftellen mit Militair- 
Invaliden gelten die in Anſehung der Städte erlaſſenen Vorfchriften; 
hinſichtlich L ag im der Kreisbeamten kommen die Beſtim⸗ 
mungen des $. 35. zur Anwendung / 
4) ſein Gutachten über alle Angelegenheiten abzugeben, welche ihm von den 
Staatsbehörden überwieſen werden; 
5) die ihm durch dieſes Geſetz übertragenen, beziehungsweiſe noch weiterhin 
geſetzlich zu übertragenden Geſchäfte der allgemeinen Landesverwaltung 
zu führen. 
$. 135. 


In dem Gebiete der allgemeinen Landesverwaltung gehören fortan folgende Besondere Stänn: 
Angelegenheiten mit den dabei bezeichneten Befugniſſen zum Wirkungskreiſe des "7 neee 
Kreisaus ſchuſſes: —— andes 

L In armenpolizeilichen Angelegenheiten: 

1) die nach $$. 60 — 62. des Geſetzes vom 8. März 1871., betreffend die 
Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungswohnſitz (Geſetz⸗ 
Samml. S. 130. ff.), den Sreisfommiffionen zuſtehende ſchiedsrichterliche 
Entſcheidung und ſühneamtliche Vermiltelung von Streitigkeiten zwiſchen 
Armenverbänden; 

2) die nach F. 65. deſſelben Geſetzes den Landräthen beziehungsweiſe den 
Gemeindevorſtänden übertragene reſolutoriſche Entſcheidung von Streitig ⸗ 


* 


keiten zwiſchen Armenverbänden und den zur Unterſtützung eines Hülfs⸗ 


bedürftigen verpflichteten Verwandten und Angehörigen. 
| II. Sn wegepolizeilichen Angelegenheiten: 
1) die reſolutoriſche y suc eg interimiſtiſche Entſcheidung in ſtreitigen 
Wegebauſachen in Gemäßheit der Beſtimmungen im F. 61. 
(Nr. 8080.) 95* Der 


a) 


b 


— 


[c] 
— 
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Der Kreisausſchuß entſcheidet: 
was im Intereſſe des öffentlichen Verkehrs geſchehen muß. 

Gegen dieſe Entſcheidung iſt mit Ausſchluß des ordentlichen 
Rechtsweges innerhalb zehn Tagen die Berufung an das Ver⸗ 
waltungsgericht zuläſſig; 
von wem und auf weſſen Koſten das Erforderliche geſchehen muß, 
und in Verbindung hiermit, ob und in welcher Höhe Entſchädigung 
zu leiſten iſt. f 

Diefe 1 gilt als Interimiſtikum, welches im Wege 
der adminiſtrativen Exekution ſofort vollſtreckbar ift. Dem Bethei⸗ 
ligten bleibt der ordentliche Rechtsweg offen gegen Denjenigen, 
welchen er zu der ihm angeſonnenen Leiſtung oder Entſchädigung 
für verpflichtet erachtet 
ob ein Weg, von dem es ſtreitig iſt, ob er ein öffentlicher oder 
eer fei, für den öffentlichen Verkehr in Anſpruch zu 
nehmen iſt. s 

Gegen dieſe Entſcheidung ift innerhalb zehn Tagen bie Be- 
rufung an das Verwaltungsgericht zuläſſig. 

Zur Entſcheidung darüber, ob der Weg die Eigenſchaft 
eines Privatweges hat, ſteht dem Betheiligten der ordentliche 
Rechtsweg zu. 

Wird in dem gerichtlichen Verfahren der Weg für einen 
Privatweg erklärt, ſo kann derſelbe die Eigenſchaft eines öffentlichen 
Weges nur in Folge des Erproprintiondperfahnend erhalten, Bis 
zur Erledigung des gerichtlichen beziehungsweiſe des Expropriations⸗ 
verfahrens bleibt das Interimiſtikum amem erhalten. 

Sind in den Fällen zu a., b. und c. mehrere Kreiſe betheiligt, fo 


bezeichnet das Verwaltungsgericht denjenigen Kreisausſchuß, welcher die 
Sache zu erledigen hat; ` 

2) die Befugniß, die Anwendung ber Beſtimmungen des Geſetzes vom 
21. Dezember 1846. (Geſetz⸗Samml. für 1847. S. 21.), betreffend die bei 


E. bent 


K $. 26. a. a. O. aud) auf andere öffent 


Bau von Eiſenbahnen MESE Aae Kanal, SLM des 
e Bauten (Kanal-, Chauſſee- ac. 


Bauten) auszudehnen, inſoweit es ſich hierbei um Bauten des Kreiſes 


oder 


a) 


III. 
1) die reſolutoriſche beziehungsweiſe interimiſtiſche Entſcheidung in Angelegen- 
heiten, betreffend 


von Gemeinden handelt. 
In Vorfluths-, Ent- und Bewäſſerungsſachen: 


die Feſtſetung der Höhe des Waſſerſtandes bei Stauwerken auf 
Grund der $$. 1 — 7. des Vorfluthsgeſetzes vom 15. November 
1811. (Geſez⸗Samml. S. 352.) und der SS. 4 — 11. des Bor 
fluthsgeſetzes für Neuvorpommern und Rügen vom 9. Februar 1867. 
(Geſetz⸗Samml. S. 220.); ’ T 
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b) die Beſchaffung von Vorfluth auf Grund ber SS. 11. ff. des Ge 
, ſetzes vom 15. November 1811 ër » " i 
c) die Räumung und Unterhaltung von Gräben, Waſſerabzügen un 
Privatflüſſen auf Grund des 90 10. des Geſetzes vim 12 GO? 
ber 1811., des $. 7. des Geſetzes über die Benutzung der Privat- 
flüſſe vom 28. Februar 1843. (Geſetz-Samml. S. 41.) und der 
$$. 1. und 2. des Geſetzes vom 9. Februar 1867., 
mit der Maßgabe, daß die in Bezug auf dieſe Angelegenheiten der Pro— 
vin ial- Poltzebehörde beziehungsweiſe Bezirksregierung Aë, Sg 
nifl auf den Kreisausſchuß, die der Reſſortminiſterien auf das Verwal⸗ 
tungsgericht übergehen. f 
Soweit gegen dieſe Entſcheidung als interimiſtiſche der Rechtsweg 
offen ſteht, findet Berufung an das Verwaltungsgericht nicht ftatt; 
2) die Entſcheidung über Beſchwerden gegen die von den Polizeibehörden 
(Amtsvorſtehern und ſtädtiſchen Polizeiverwaltungen) in Vorfluths⸗ und 
andern waſſerpolizeilichen Angelegenheiten erlaſſenen Verfügungen (S. 9. 
des Geſetzes vom 15. November 1811., SS. 3— 6. des Geſetzes 
d 30 Februar 1843., $. 13. des Geſetzes vom 9. Februar 1867. 
u. f. w.) / 
3) die Abfaſſung des Präkluſionsbeſcheides bei Bewäſſerungs- und Ent⸗ 
wäſſerungsanlagen in Gemäßheit der SS. 19 — 22. des Geſetzes vom 
28. Februar 1843., des Geſetzes vom 23. Januar 1846. (Geſetz-Samml. 
S. 26.) und des Artikels 3. des Geſetzes vom 11. Mai 1853. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 182); 
4) der Erlaß von Reglements über die Räumung von Gräben und Waſſer⸗ 
läufen auf Grund des §. 3. des Geſetzes für Neuvorpommern vom 
9. Februar 1867. ; 
Sind in den Fällen zu 1, 3. und 4. mehrere Kreiſe betheiligt, 
ſo bezeichnet das Verwaltungsgericht denjenigen Kreisausſchuß, welcher 
die Sache zu erledigen hat ; 
5) die in den SS. 30. bis 32. des Geſetzes vom 28. Februar 1843. vor. 
geſehenen Funktionen der Kreis-Vermittelungskommiſſion bei Bewäſſe 
rungsanlagen. 
IV. In feldpolizeilichen Angelegenheiten: i 
1) bie reſolutoriſche Entſcheidung in Pfandgeld-Streitſachen in Gemäßbeit ^7 3 
be8 c 67. 38 Feldpolizei⸗Ordnung vom 1. November 1847, SA EL 
Samml. S. 376.) in letzter Inſtanz auf Berufung gegen Entſcheidungen ^^ « 24.2.5 
des Amtsvorſtehers, beziehungsweiſe der ſtädtiſchen Polizeibehörde; e 
2) die Entſcheidung über Beſchwerden gegen die Verfügungen der Amts— (976 Chet 
vorſteher und der ſtädtiſchen Polizeiverwaltungen, Dese yn 
3) die Beſtätigung von Gemeindebefchlüffen über die Freigebung des ` i 
i Ze a während der Saat» und Erndtezeit auf Gun des N A "SC 
ebendaſelbſt 
(Nr. 8080.) 4) die 
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4) die Gro von allgemeinen Werthſätzen für Wartung und Fütterung 
gepfändeter Viehſtücke nach $. 55. und von allgemeinen Gebührenſätzen 
für Taxatoren nach $. 66. ebendaſelbſt. 


V. In gewerbe polizeilichen Angelegenheiten: 
1) die reſolutoriſche Entſcheidung in Angelegenheiten, betreffend die Errich- 
tung oder Veränderung gewerblicher Anlagen, e ee el, die Erthei⸗ 
lung der Genehmigung zu denſelben auf Grund der SS. 16— 25. der 
Gewerbeordnun für den Norddeutſchen Bund vom 21. Juni 1869. 
(Bundes⸗Geſetzbl. S. 245.), ſoweit Anlagen der nachbezeichneten Art in 
Frage ſtehen: 
Gasbereitungs⸗ und Gasbewahrungsanſtalten, Anſtalten zur Deftil- 
lation von Erdöl, Anlagen zur Bereitung von Braunkohlentheer, 
Steinfohlentheer und Koaks, ſoweit fie überhaupt einer Genehmi⸗ 
gung bedürfen; Glas- unb Rußhütten, Kalk“, Biegel. und Gypsöfen, 
Inlagen zur Gewinnung roher Metalle, Metallgießereien, ſoweit fie 
überhaupt einer Genehmigung bedürfen; Hammerwerke, Schnell⸗ 
bleichen, Firnißſiedereien, Stärkefabriken, ſoweit ſie überhaupt einer 
Genehmigung bedürfen; Stärkeſyrupsfabriken, Wachstuch-, Darm 
ſaiten⸗, Dachpappen- und Dachfilzfabriken, Leim, Thran-⸗ und Seifen- 
ſiedereien, Knochenbrennereien, Knochendarren, Knochenkochereien und 
Knochenbleichen, Zubereitungsanſtalten für geg Talgſchmelzen, 
Schlächtereien, Gerbereien, Abdeckereien, Poudretten. und Düng⸗ 
pulverfabriken, Stauanlagen für Waſſertriebwerke und Dampfkeſſel. 
Rückſichtlich aller übrigen nach den oben bezeichneten Paragraphen der 
Gewerbeordnung einer Genehmigung bedürfenden Anlagen bleibt die Hig- 
herige Zuſtändigkeit der Bezirksregierungen beſtehen 
die Entſcheidung über Anträge auf Ertheilung von Konzeſſionen zum 
Betriebe der Gaft- und Schankwirthſchaft, wie zum Kleinhandel mit 
Getränken in Gemäßheit des F. 33. der Gewerbeordnung für den Nord- 
deutſchen Bund vom 21. Juni 1869. (Bundes⸗Geſetzbl. S. 245.) nach 
i Anhörung der Ortspolizei- und Gemeindebehörde, ſowie über die 
e ſolcher Konzeſſionen in Gemäßheit des $. 54. deſſelben 
eſetzes. 
In dem kontradiktoriſchen Verfahren wird das öffentliche Intereſſe 
durch den Amtsvorſteher beziehungsweiſe die ſtädtiſche Polizeibehörde 
wahrgenommen. 


VI. In bau- und feuerpolizeilichen Angelegenheiten: 
die Entſcheidung über Beſchwerden gegen Anordnungen oder Verfügungen 
der Amtsvorſteher und ſtädtiſchen Polizeiverwaltungen. 
VII. In Anſiedelungsſachen: 


die Entſcheidung über Anträge auf Geſtattung neuer Anſiedelungen in Gemäß 
heit der SS. 27. ff. des Geſetzes vom 3. Januar 1845. (Geſetz-Samml. S. 25.), 
des 
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des S. 11. des Geſetzes vom 24. Mai 1853. (GeſetzSamml. S. 241.) und des 
Geſetzes vom 26. Mai 1856. (Geſetz-Samml. S. 613.). 


VIII. In Dismembrations- Angelegenheiten: 


die Beſtätigung der Abgabenvertheilungspläne und die Regulirung ſofort 
vollſtreckbarer Interimiſtika, mit Ausſchluß der Feſtſetzungen über die Vertheilung 
der Grundſteuern und Renten, auf Grund der $$. 19 — 23. des Geſetzes vom 
3. Januar 1845. (Gefeß-Samml. S. 25. ff.), des $. 6. des Geſetzes vom 
24. Mai 1853. (Geſetz⸗Samml. S. 241.) und des Geſetzes vom 26. Mai 1856. 
(Geſetz-Samml. S. 613.). ; 

Als Berufungsinftanz tritt an die Stelle des Miniſteriums für bie [anb 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten die Bezirksre Wan 

Eine Minifterial.Inftruttion regelt das poe e Geſchäftsverfahren. 


IX. In Kommunal ſachen der Amtsbezirke, Landgemeinden und 
ſelbſtſtändigen Gutsbezirke: 


die Aufſicht über die Kommunal-Angelegenheiten der Amtsbezirke, der länd- 
lichen Gemeinden und ſelbſtſtändigen Gutsbezirke, insbeſondere: i 
1) bie Genehmigung von Kommunalbezirks⸗Veränderungen durch Zulegun 
) oder SE einzelner Grundſtück nach den Vorſchriften im N D 
des Geſetzes vom 14. April 1856., betreffend bie Landgemeindeverfaſſungen 
in den ſechs öſtlichen Provinzen der Monarchie (Geſetz-Samml. S. 359.), 
ſoweit dieſe Genehmigung bisher dem Oberpräſidenten zuftand; 

2) die Genehmigung von Auseinanderſetzungen zwiſchen den Betheiligten 
in Folge von Bezirksveränderungen an Stelle der 1 
auf Grund des $. 1. Alinea 6. a. a. O. Entſtehen hierbei Streitigkeiten, 
fo entſcheidet ſolche fortan das Verwaltungsgericht an Stelle des Ober- 
präſidenten 

3) die Genehmigung des Statuts über die Vereinigung eines ländlichen 
e und eines ſelbſtſtändigen Gutsbezirks nach §. 2. 
a. a. Di 

4) die Beſtätigung von Gemeindebeſchlüſſen über anderweite Regelung des 
Stimmrechts in der Gemeindeverſammlung, ſowie die Anordnung einer 
Ergänzung oder Abänderung der in Anſehung des Stimmrechts beſtehen⸗ 
den Ortsverfaſſung nach AER ber SS. 3—7. a. a. O. an Stelle 
der Regierung beziehungsweiſe des Miniſters des Innern; 

5) die Beſtätigung des Statuts über die Bildung einer gewählten Gemeinde, 
vertretung nach $. 8. a. a. O.) 

6) die Genehmigung zur Erwerbung und Veräußerung von Grundſtücken, 
zu Paahangen außerhalb der Feldflur und zur Aufnahme von Schulden 
nach $$. 33 — 35. Tit. 7. Th. II. des Allgemeinen Landrechts, an 
Stelle der Gerichtsobrigkeit. l 

Die Kabinetsorder vom 25. Januar 1831., betreffend bie Erwer- 
bung von Rittergütern durch Dorfgemeinden oder deren Mitglieder 


(Nr. 8080.) (Ges 


we Ma 
(Geſetz⸗Samml. ©. 5.), und der $. 4. des Anhangs zur Allgemeinen 
Gerichtsordnung werden aufgehoben; 


7) die Regulirung von Zahlungsmodalitäten bei Exekutionsvollſtreckungen 
gegen Landgemeinden in Gemäßheit des Anhangs $. 153. zur Allgemeinen 
Gerichtsordnung an Stelle der Regierung; 


8) die Ertheilung der im $. 10. zu Nr. 4. des Geſetzes vom 14. April 1856. 
vörgeſchriebenen Beſcheinigung zu dem Nachweiſe, daß von einer Gemeinde 
bei der Erwerbung oder Veräußerung von Grundſtücken oder denſelben 
gleichſtehenden Gerechtſamen die den Gemeinden geſetzlich vorgeſchriebenen 
beſonderen Formen beobachtet ſind, an Stelle der Regierung; 


9) die Beſtätigung von Gemeindebeſchlüſſen über anderweite Aufbringung 
der Gemeindeabgaben und Dienſte, ſowie die Anordnung einer Ergänzung 
oder Abänderung der in Anſehung der Gemeindelaſten beſtehenden Orts⸗ 
verfaſſung in Gemäßheit der SS. 11— 13. a. a. O. an Stelle der 
Regierung, beziehungsweiſe des Miniſters des Innern; 

10) die Entſcheidung über Beſchwerden wegen der Theilnahme am Stimm- 
rechte und an den Gemeindenutzungen, ſowie wegen Heranziehung zu 
den Gemeindelaſten, die Beſchwerde mag auf gänzliche Befreiung oder 
Ermäßigung gerichtet fein; 

11) die Feſtſetzung der Dienſtunkoſten-Entſchädigungen der Gemeindevorſteher 
(S. 28. dieſes Geſetzes) und der Beſoldungen anderer Gemeindebeamten 
im Falle von Streitigkeiten zwiſchen den Betheiligten; 


12) die Entſcheidung über Beſchwerden wegen Abnahme von Gemeinde, 
rechnungen mit der Befugniß, in Fällen der Verweigerung Seitens ber 
Gemeinde die Decharge ſeinerſeits endgültig zu extheilen; 

13) die reſolutoriſche Feſtſtellung von Defekten in Gemeinde, und Amtskaſſen 
nach Maßgabe der Verordnung von 24. Januar 1844. (Geſetz⸗Samml. 
S. 52.), Einer Prüfung des Defektenbeſchluſſes durch die vorgeſetzte 
Provinzialbehörde (S. 6. a. a. O.) bedarf es nicht. 

E An die Stelle der in dem Geſetze vom 14. April 1856. vorgeſchriebenen 

í Anhörung des Kreistages tritt die Anhörung des Kreisausſchuſſes, infofern nicht 

dieſem nach den vorſtehenden Beſtimmungen die Entſcheidung zuſteht. 
en der Vorſchrift des §. 17. jenes Geſetzes behält es jedoch fein Be 
wenden. 


R X. In Schulſachen der Landgemeinden und felbftftändigen 
4 Gutsbezirke: 
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2) die Feſtſtellung des Geldwerths der Naturalien und des Ertrages der 
Ländereien bei Regulirung des Einkommens der Elementarlehrer im 
Falle eines Streites unter den Betheiligten; 


3) die reſolutoriſche beziehungsweiſe interimiſtiſche Entſcheidung in ſolchen 
ſtreitigen Schulbauſachen, welche nicht gleichzeitig die Küſterei betreffen. 
Der Kreisausſchuß entſcheidet: 
a) über die Nothwendigkeit und die Art der Ausführung von Schul⸗ 
Neu- und Reparaturbauten. i 

Gegen die Entſcheidung ift mit Ausſchluß des ordentlichen 

Rechtsweges nur die Berufung an das Verwaltungsgericht zuläſſig; 
b) über die Verpflichtung, zu den Baukoſten beizutragen und über die 
Vertheilung dieſer Koſten unter den hierzu Verpflichteten. 

Die Entſcheidung gilt als Interimiſtikum, welches im Wege 
der adminiſtrativen Exekution ſofort vollſtreckbar iff. Es bleibt dem 
Betheiligten dabei der ordentliche Rechtsweg gegen Denjenigen, 
welchen er zu der ihm angeſonnenen Leiſtung oder zur Entſchädi⸗ 
gung für verpflichtet erachtet, vorbehalten. 


XI. In Angelegenheiten der öffentlichen Geſundheitspflege 
der Landgemeinden und ſelbſtſtändigen Gutsbezirke: 
1) die Entſcheidung über die zwangsweiſe Einführung von ſanitätspolizei⸗ 
: lichen ee „ joweit nicht der Gegenſtand durch Geſetz ge- 
regelt ift; 
2) die Entſcheidung über die Verpflichtung zur Tragung der often und 
) über 5 Vertheilung unter die Verpflichteten. Letzteren bleibt in den 
geſetzlich zuläſſigen Fällen der ordentliche Rechtsweg vorbehalten. 


XII. In Juſtiz⸗Verwaltungs- Angelegenheiten: 

die Auſſtellung der Geſchworenen⸗Arliſten und die Entſcheidung über die 
3 5 nach den Vorſchriften in den SS. 64— 66. der 
Verordnung vom 3. Januar 1849. (Geſetz Samml. S. 14.) und im Artikel 57. 
des Geſetzes vom 3. Mai 1852. (Geſetz⸗ Samml. S. 209.) mit der Maßgabe, 
daß die Entſcheidung über die nachträgliche Eintragung oder Löſchung in den 
Geſchworenenliſten innerhalb acht Tagen nach Ablauf der dreitägigen Einwen⸗ 
dungsfriſt erfolgen muß. 
nis] a $. 136. 

Der Landrath leitet und beaufſichtigt den Geſchäftsgang des Ausſchuſſes 
und ſorgt für die prompte Erledigung der Geſchäfte. 

er Landrath beruft den Kreisausſchuß und führt in demſelben den Vorſitz 


mit e éi timmrechte. 20 der Landrath verhindert, ſo geht der Vorſitz auf 
n 


ine vertreter über. Iſt dies der Kreisſekretair, fo führt nicht dieſer 
KA ba8 ficii vom Ausſchuſſe gewählte Mitglied den Vorfig. | 
Jahrgang 1872. (Nr. 8080) 96 


$. 137. 


Der Landrath ol 
Vorſitzender des Kreis 
ausſchuſſes. 


— c 
$. 137. 


Der Landrath führt die laufenden Gefchäfte der bem Ausſchuſſe übertra⸗ 

` genen Verwaltung. Er bereitet die Beſchlüſſe des Ausſchuſſes vor und trägt 

für die Ausführung derſelben Sorge. Er kann die ſelbſtſtändige Bearbeitung 
einzelner Abel genbeiten einem Mitgliede des Kreisausſchuſſes übertragen. 

Er vertritt den Kreisausſchuß nach Außen, verhandelt Namens deſſelben 
mit Behörden und Privatperſonen, führt den Schriftwechſel und zeichnet alle 
Schriftſtücke Namens des Ausſchuſſes. 

In allen Angelegenheiten, welche nicht dem in den SS. 140. ff. bezeichneten 
Verfahren unterliegen, kann der Landrath, wenn der vorliegende Fall keinen 
Aufſchub zuläßt, Namens des Ausſchuſſes Verfügungen erlaſſen. Vorſtellungen 
CX Gi Verfügungen unterliegen der Eollegialifchen Entſcheidung des Kreis- 
ausſchuſſes. 

Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche den Kreis gegen Dritte verbinden 
follen, ingleichen Vollmachten, müſſen unter Anführung des betreffenden Be- 
ſchluſſes des Kreistages beziehungsweiſe Kreisausſchuſſes von dem Landrathe und 
zwei Mitgliedern des Kreisausſchuſſes beziehungsweiſe der mit der Angelegenheit 
betrauten Kommiſſion unterſchrieben und mit dem Siegel des Landraths ver. 


ſehen ſein. 
8,198, 


Das Verfahren vor Die Anweſenheit dreier Mitglieder mit Einſchluß des Vorſitzenden genügt 
dem Kreisausſchuſſe. für die Beſchlußfähigkeit des Kreisausſchuſſes. ; 

: Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Iſt eine gerade 

Zahl von Mitgliedern anweſend, fo nimmt das dem Lebensalter nach jüngſte oe, 

wählte Mitglied an der Abſtimmung keinen Antheil. 


F. 139. 


Betrifft der Gegenſtand der Verhandlung einzelne Mitglieder des Kreis- 
ausſchuſſes oder deren Verwandte und Verſchwägerte in auf- oder abſteigender 
Linie oder bis zu dem dritten Grade der Seitenlinie, ſo dürfen dieſelben an der 
Berathung und Entſcheidung nicht Theil nehmen. 

Ebenſowenig dürfen die Mitglieder des Kreisausſchuſſes bei der Berathung 
und Entſcheidung ſolcher n mitwirken, in welchen ſie in anderer 
Eigenſchaft ein Gutachten abgegeben haben oder als Gefchäftsführer, Beauftragte 
oder in anderer Weiſe thätig geweſen ſind. 

Wird dadurch ein Kreisausſchuß beſchlußunfähig, ſo tritt nach Beſtimmung 
e EE ea der Kreisausſchuß eines benachbarten Kreiſes an feine 

elle. 


$. 140. 
Für das Verfahren in ſtreitigen Verwaltungsſachen (S. 8. §. 19. F. 25. 
. 95. F. 67. $. 68. F. 80. F. 82. 983. $. 135. PT. in d e an 3. 
V. 1. unb 2. V. VI. VII. IX. 9. 10. 11, unb 12. X. XL und XII.) gelten, 
ſoweit nicht daſſelbe für einzelne biefer Angelegenheiten beſonders geſetzlich geregelt 
iſt, folgende Vorſchriften: " 
pM $. 141. 
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. 141. 


In der dem Kreisausſchuſſe einzureichenden Klageſchrift (Beſchwerde, An⸗ 
trag) iſt der Gegenſtand des Anſpruchs, ſowie die Person, UM oder 
öffentliche Behörde, gegen welche derſelbe gerichtet wird, genau zu bezeichnen. 

Zur Entſcheidung über dieſelbe ijt der Ausſchuß esjenigen Kreiſes be⸗ 
rufen, in welchem bite zu vollziehen oder das in Anſpruch genommene Recht 
auszuüben iſt. 


$. 142. 


Ergiebt fid) aus dem Inhalte der Klageſchrift oder aus früheren amtlichen 
Akten oder Urkunden, daß der erhobene Anſpruch un weifelhaft rechtlich unbe- 
gründet iſt, ſo kann derſelbe ohne weiteres Verfahren durch einen mit Gründen 
verſehenen Beſcheid zurückgewieſen werden. 

Gegen einen dro Beſcheid ift binnen zehn Tagen nach deſſen Zuftellun 
der Antrag auf mündliche Verhandlung vor dem Kreisausſchuſſe geſtattet. Wir 
der Antrag nicht geſtellt, ſo gilt auch in Anſehung der Zuläſſigkeit der Berufung 
der Beſcheid als Entſcheidung (S. 155.). 


$. 143. 


Iſt der Klageantrag gegen eine öffentliche Behörde gerichtet, fo kann ber. 
ſelbe nach dem Ermeſſen d Kreisausſchuſſes zunächſt der letzteren zur ſchrift⸗ 
lichen Gegenerklärung binnen einer beſtimmten, von acht Tagen bis zu vier 
Wochen zu pi gii Friſt mitgetheilt werden 

In dieſer Gegenſchrift hat die öffentliche Behörde zu erklären, ob ſie die 
mündliche Verhandlung fordert, oder ob ſie ihrerſeits auf dieſe verzichtet und die 
Entſcheidung anheimgiebt. : 100 sdri 

Verzichtet die öffentliche Behörde auf die mündliche Verhandlung und hält 
der Kreisausſchuß durch die ag cgi und die Gegenerklärung ber öffentlichen 
Behörde, beziehungsweiſe durch die von der letzteren eingereichten amtlichen Akten 
und Urkunden den Sachverhalt für genügend erörtert, ſo iſt derſelbe befugt, 
auch ohne vorgängige mündliche e in der Sache die Entſcheidung zu 
besen Gegen dee mit Gründen zu verſehende Entſcheidung iſt dem Kläger 
binnen zehn Tagen nach deren Zuſtellung der Antrag auf mündliche Verhand— 
lung vor dem Kreizausſchuſſe geſtattet, unbeſchadet des Rechts der Berufung, 
wenn der Antrag nicht geſtellt wird. ER: 

Verlangt 2 die öffentliche Behörde eine mündliche Verhandlung oder 
hält der Kreisausſchuß dieſelbe für erforderlich, ſo iſt das mündliche Verfahren 
einzuleiten. 


$. 144. 


Erfolgt die Einleitung der Verhandlung, fo werden beide Theile, die 
Sau et abſchriftlicher Mittheilung der Klageſchrift, beziehungsweiſe der 
generklärung und deren Anlagen, zur mündlichen Verhandlung vor dem 
reisausſchuſſe vorgeladen. 
Ba s 96° Die 


ac MM uu 


Die Ladung erfolgt mit der Aufforderung, die erforderlichen Beweismittel 
ur Stelle zu bringen, und unter der Verwarnung, daß beim Ausbleiben der 
Parteien nach Lage der Akten werde entſchieden werden. 

Der Gegenpartei ſteht es frei, ihre Erklärung vor dem Termine ſchrift⸗ 
lich einzureichen. l 
i Mid: $. 145. 

Der Klageſchrift und den im F. 144. gedachten weiteren dean im i der 
Parteien ſind die als Beweismittel in Bezug genommenen Urkunden im Original 
oder in Abſchrift beizufügen. Von allen Schriftſtücken und deren Anlagen ſind 
Duplikate einzureichen. 

$. 146. 

Der Kreisausſchuß hat die Thatſachen, welche für die von ihm zu nnde 
Entſcheidung erheblich find, von Amtswegen zu erforſchen und feſtzuſtellen, ſowie 
den Beweis in vollem Umfange zu erheben. Frsbeſender iſt er befugt, zu dieſem 
Behufe Unterſuchungen an Ort und Stelle zu veranlaſſen, Zeugen und Sach, 
verſtändige zu laden und eidlich zu vernehmen. ; 

Hinſichtlich der Verpflichtung, fid) als Zeuge oder Sachverſtändiger ver: 
nehmen zu laſſen, kommen die entſprechenden Beſtimmungen der de e 
Prozeßgeſetze mit der Maßgabe zur Anwendung, daß im Falle des Ungehorſams 
der Kreisausſchuß auf eine Geldbuße bis zu 50 Thalern erkennen kann. Gegen 
dieſen Strafbeſcheid ift innerhalb 14 Tagen Berufung an das Verwaltungs- 
gericht zuläſſig. E 

$. 147. 

Der Kreisausſchuß kann bie Beweiserhebung durch ben Vorſitzenden oder 
ein anderes Mitglied, durch einen Amtsvorſteher oder durch eine zu dem Ende 
u rſuchende ſonſtige Behörde bewirken laffen. — Er kann anordnen, daß die 

eweiserhebung in ſeiner öffentlichen Sitzung ſtattfinden foll- 

Die Parteien ſind zu den Beweisverhandlungen vorzuladen. 


$. 148. 
Die Beweisverhandlungen find unter Zuziehung eines vereideten Protokoll⸗ 
führers aufzunehmen. | 9 ) l 
Die Vereidigung des Protokollführers erfolgt durch ben Landrath oder in 
deſſen Auftrage durch den Amtsvorſteher im Namen des Kreisausſchuſſes. 


§. 149. ; | ipit 
Der Kreisausſchuß hat nach feiner freien, aus dem ganzen Inbegriffe bet 
Verhandlung und Beweiſe geſchöpften Ueberzeugung zu beschließen | 
Er darf bei feiner Entſcheidung nicht über den vor ihn gebrachten Gegen: 
ſtand und nicht über den Kreis der in der Verhandlung vertretenen Parteien 
hinausgehen. , 
Die Beiladung ſolcher Betheiligter, deren Intereſſe durch die zu erlaſſende 
Entſcheidung berührt wird, findet von Amtswegen ſtatt. In dieſem Falle gilt 
die Entſcheidung auch gegenüber den Beigeladenen. IET A i 
X $. 18 
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Die mündliche Verhandlung, bei welcher bie Parteien beziehungsweiſe ihre 


mit Vollmacht verſehenen Vertreter zu hören ſind, ſowie die Verkündigung der 
Entſcheidung erfolgen in öffentlicher Sitzung des Kreisausſchuſſes. 


$. 151. 

Die Oeffentlichkeit der Verhandlung kann von dem Kreisausſchuſſe durch 
einen öffentlich zu verkündenden Beſchluß ausgeſchloſſen werden, wenn er dies 
aus Gründen des öffentlichen Wohls oder der Sittlichkeit für angemeſſen 
erachtet. 

9 $. 152. 


Die Entſcheidung ift mit Gründen zu verſehen und den Parteien zuzuſtellen. 

Dieſe Zuſtellung allein genügt, wenn die Verkündigung der Entſcheidung 
nicht ſofort hat erfolgen können. 

$. 153. 

Die Betheiligten find bei Eröffnung der Entſcheidungen des Kreisausſchuſſes 
über das Berufungsrecht, die Berufungsfriſten und die Folgen der Verſäumniß 
ausdrücklich zu belehren; die Unterlaſſung der Belehrung hält den Lauf der Be- 
rufungsfriſten nicht auf. o 154 


Weber die öffentliche Sitzung wird durch einen vereideten Protokollführer 
eine „ aufgenommen, welche die weſentlichen Hergänge enthalten muß 
und von den italiebern des Ausſchuſſes ſowie von dem Protokollführer zu 
unterzeichnen iſt. , 8. 155 


Gegen die Entſcheidun, n des Kreisausſchuſſes ſteht, ſoweit dieſelben nicht Berufung gegen b 
eibgilüge fb, den SBelpeiligitn, und aus Gründen des öffentlichen. Intereſſs SIE, bes 
dem Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes (S. 136.) das Recht der Berufung zu. 
$. 156. 

Ueber die Berufung entſcheidet das Verwaltungsgericht (SS. 187. ff.) mit 
Ausnahme der in dem S. 135. unter Nr. V., 1. und VIII. aufgeführten Ange⸗ 
legenheiten, welche der Entſcheidung der Bezirksregierung in dem bisherigen Ver, 
Ge unterliegen, 

| $. 157. 
ill ber Vorſitzende des Kreisausſchuſſes gegen einen von dem letzteren 

efaßten pina von dem Rechte ber Berufung aus Gründen des öffentlichen 
Bug ebrauch machen (S. 155.), fo hat er dies fofort dem Kreisausſchuſſe 


anzuzeigen. (5 

die re SEN Beſchluſſes an die Parteien bleibt in dieſem Falle 
einſtweilen ausgeſetzt. Dieſelbe muß jedoch binnen längſtens drei Tagen nach 
Erlaß der Entſcheidung erfolgen, mit der Eröffnung, daß gegen die Entſcheidung 
im öffentlichen Intereſſe Berufung eingelegt ſei. Die Gründe der Berufung müſſen 
in der Eröffnung bezeichnet werden. 

(Nr. 8080) Iſt 
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Iſt der Beſchluß ohne dieſe Eröffnung den Parteien mitgetheilt worden, 
ſo gilt die angemeldete Berufung für zurückgenommen. 


§. 158. > 
Die Friſt zur Einlegung der Berufung beträgt für die Parteien 21 Tage, 
ſofern nicht für einzelne Fälle eine andere Friſt iret beſtimmt ift. 
Die Berufungsfriſt beginnt mit der Zuſtellung der Entſcheidung. 


$. 159. 


Die Berufung muß bei Verluſt des Rechtsmittels binnen ber Berufungs- 
friſt bei dem Kreisausſchuſſe, gegen deſſen Entſcheidung ſie gerichtet iſt, ange⸗ 
meldet und gerechtfertigt werden. i 

Zur Rechtfertigung der Berufung kann in nicht ſchleunigen Sachen dem 
Berufenden auf ſeinen Antrag eine angemeſſene Nachfriſt gewährt werden, welche 
der Regel nach die Dauer von vierzehn Tagen nicht überschreiten foll. 


$. 160. 


Die Berufungsſchrift und deren Anlagen werden der Gegenpartei zur 
ſchriftlichen Gegenerklärung binnen einer beftimmten von acht Tagen bis zu vier 
Wochen zu bemeſſenden Friſt zugefertigt. 

Hinſichtlich der Einreichung von Duplikaten der Aan fungen und der 
Gegenerklärung, ſowie deren Anlagen findet der F. 145. gleichmäßige An 
wendung. i 

§ 161. | | 

Nach Ablauf ber Friſt (S. 160.) legt ber Kreisausſchuß die ſämmtlichen 
Verhandlungen nebſt ſeinen Akten dem e ain e vor. 

Den Parteien wird, unter Mittheilung einer Abſchrift der Gegenerklärung 
an den Berufenden, die Abſendung der Akten bekannt gemacht. 


$. 162. 

Das Verfahren iſt ſtempelfrei. 

Dem unterliegenden Theile find die baaren Auslagen des Verfahrens, bie 
Gebühren für Zeugen und Sachverſtändige, ſowie die baaren Auslagen des ob. 
ſiegenden Theils zur Laſt zu legen, jedoch mit Ausſchluß der Gebühren, welche 
dieſer ſeinem Bevollmächtigten für ahrnehmung der öffentlichen Sitzungen des 
Kreisausſchuſſes zu entrichten hat. 

Hat eine mündliche Verhandlung ſtattgefunden, ſo wird außerdem von 
dem unterliegenden Theile ein zur dee p vereinnahmendes 
Pauſchquantum erhoben, welches im Höchſtbetrage 20, Thlr. nicht überſteigen 
darf. Die Erhebung dieſes Pauſchquantums findet bei der ſchiedsrichterlichen 
Entſcheidung und ſühneamtlichen Vermittelung von Streitigkeiten zwiſchen Mr- 
menverbänden (S. 135. I. 1.) nicht ſtatt. ) 

Für bie Berechnung des Pauſchquantums, ſowie der Gebühren für Zeu⸗ 
en und Sachverſtändige kann von dem Miniſter des Innern ein Tarif aufge 
ellt werden. 

Das 
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Das Pauſchquantum und sämmtliche zu erſtattende Auslagen werden von 
dem Kreisausſchuſſe durch beſondere Verfügung feſtgeſetzt, gegen welche die Be- 
rufung an das Verwaltungsgericht binnen einer zehntägigen Sot offen ftebt. 


$. 163. 


Iſt der unterliegende Theil eine öffentliche Behörde, fo bleiben die Koften 
außer * für die baaren Auslagen des Verfahrens und des obſiegenden 
Theiles muß derjenige Kommunalverband aufkommen, als deſſen Organ die 
öffentliche Behörde gehandelt hat. 

Auch iſt der unterliegenden Partei völlige oder theilweiſe Koſtenfreiheit zu 
bewilligen, wenn ſie durch ein obrigkeitliches Atteſt den Nachweis führt, daß fe 
unvermögend ift, often zu bezahlen, ober wenn nach dem Ermeſſen des Kreis- 
ausſchuſſes aus ſachlichen Gründen ein beſonderer Anlaß hierzu vorliegt. 


Í § 164, 

Soweit bie eigenen Einnahmen des Kreisausſchuſſes (S. 162.) und die 
vom Staate hierzu nach F. 70. zu überweiſenden Beiträge nicht ausreichen, 
werden die Koſten, welche die Geſchäftsverwaltung deſſelben verurſacht, von dem 
Kreiſe getragen. 

Die Mitglieder des Kreisausſchuſſes erhalten eine ihren baaren Auslagen 
entſprechende Entſchädigung. Ueber die Höhe derſelben beſchließt der Kreistag. 
$. 165. 

Die Vollſtreckung der von dem Kreisausſchuſſe getroffenen Entſcheidungen 
liegt dem T ET deſſelben ob. ! 

Ueber Beſchwerden, welche darauf gerichtet find, daß die Art ber Boll- 
ſtreckung mit dem Inhalte der ergangenen Entſcheidung nicht übereinſtimme, 
entſcheidet der Kreisausſchuß. Solche Beſchwerden müſſen binnen längſtens zehn 
Tagen nach Behändigung der anzugreifenden Verfügung angebracht werden. 


$. 166 


Im Uebrigen wird der Geſchäftsgang bei den Kreisausſchüſſen durch ein 
von dem Miniſter des Innern zu erlaſſendes Regulativ geordnet. 


Fünfter Abſchnitt. 
Von den Kreiskommiſſionen. 


F. 167. 


ür die unmittelbare Verwaltung und Beaufſichtigung einzelner Kreisinſtitute, 
ſowie fir die Beſorgung einzelner Kreisangelegenheiten kann der Kreistag nach 
Bedürfniß beſondere Kommiſſionen oder Kommiſſare aus der Zahl der Kreis- 
angehörigen beſtellen, welche ebenſo, wie die durch das Geſetz für Zwecke der 
allgemeinen Landesverwaltung angeordneten Kommiſſionen, ihre Geſchäfte unter 
der Leitung des Landraths beſorgen. | 

Der Landrath ift befugt, jederzeit den Berathungen ber Kreiskommiſſionen 
beizuwohnen und dabei den Vorſitz mit vollem Stimmrechte zu übernehmen ſo⸗ 
Gr. 8080.) weit 


Beſondere Beſtim⸗ 
mungen für den Stadt 
kreis Magdeburg. 


LOHN. ur 
weit nicht hierüber hinſichtlich der für Zwecke ber allgemeinen Landesverwaltung 
angeordneten Kommiſſionen etwas Anderes geſetzlich beſtimmt ift. 
$. 168. | 


„Ueber bie Gewährung von Diäten und Reiſekoſten an die Mitglieder ber 
Kreiskommiſſionen zu beſtimmen, bleibt dem Kreistage überlaſſen. - 


Vierter Titel. 
Von den Stadtkreiſen. 
§. 169. 

In denjenigen Kreiſen, welche nur aus einer Stadt beſtehen (Stadtkreiſe), 
werden die Geſchäfte des Kreistages und des Kreisausſchuſſes, die des letzteren, 
ſoweit fid) dieſelben auf die Verwaltung der Kreis-Kommunalangelegenheiten 
beziehen, von den ſtädtiſchen Behörden nach den Vorſchriften der Städteordnung 
wahrgenommen. 

Die Beſtimmungen des zweiten Abſchnitts des erſten Titels finden auf 
Stadtkreiſe keine Anwendung. 9.170 


Die Wahrnehmung der im F. 135. I— VIII. und XII. aufgeführten 
Geſchäfte der allgemeinen Landesverwaltung verbleibt in den Stadtkreiſen bis zum 
Erlaſſe des Geſees über die Reorganiſation der inneren Verwaltung den bisher 
zuſtändigen Behörden. 3 171 


Der Kreistag des Stadtkreiſes Magdeburg beſteht außer dem Oberbürger⸗ 
meiſter der Stadt Magdeburg, welcher die Kreis-Kommunalverwaltung leitet und 
den sl im Kreistage mit vollem Stimmrechte führt, aus 11 Mitgliedern, 
von denen T0 


1) bie Altſtadt Magdeburg mit Sudenbur U [ ä w. 6, 
2) die Neuſtadt Magdeburg .... . „ For WOES SEU e 3, 
3), bie; Stat Buükam . 22. gerad TODA, oi oa 2 


Abgeordnete entſendet. 
$. 172. 
Die Wahl der Kreistags: Abgeordneten erfolgt nach den Vorſchriften des 
$. 104. Abſatz 1. 
$. 173. 


Der Kreisausſchuß des Stadtkreiſes Magdeburg befteht aus bem Ober- 
bürgermeiſter der Stadt Magdeburg als Borlifenben und zwei Mitgliedern, 
welche von dem Kreistage aus der Zahl der Kreisangehörigen gewählt werden. 
$. 174. n 

Für den Kreistag und den Kreisausſchuß des Stadtkreiſes Magdeburg 
gelten die Vorſchriften der $$. 115. und 116. 118—131, 14. agi 134. 
136—139. Abſatz 1. und 2. dieſes Geſetzes, ſoweit fid) dieſelben auf die Ber- 
waltung der Kreis-Kommunalangelegenheiten beziehen. | | o ji 
175. 
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§. 175. 
Die Beſtimmungen des zweiten Abſchnittes des erſten Titels, ſowie die | 
Beſtimmung des $. 170. finden auf den Stadtkreis Magdeburg gleichmäßige d 
Anwendung. | 


Fünfter Titel. 
Von der Oberaufſicht über die Kreisverwaltung. 
$. 176. 
Beſchlüſſe des Kreistages, welche folgende Angelegenheiten betreffen: Oenehmigun 
1) ſtatutariſche Anordnungen nach Maßgabe des $. 20. Nr. 1.; Kreistags beſchlaſſe. 
2) Mehr: ober Minderbelaſtung einzelner Kreistheile (S. 13.) f 
3) Veräußerungen von Grundvermögen des Kreiſes; 
4) Aufnahme von Anleihen, durch welche der Kreis mit einem neuen 
. belaſtet wird, ſowie Uebernahme von Bürgſchaften auf 
en Kreis 
5) eine Belaſtung der Kreisangehörigen durch Kreisabgaben über 50 Pro- 
zent des Geſammtaufkommens der direkten Staatsſteuern, beziehungs⸗ 
weiſe der Mahl- und Schlachtſteuer, 
6) eine neue Belaſtung der Kreisangehörigen ohne geſetzliche Verpflichtung, 
inſofern die aufzulegenden Leiſtungen über die nächſten fünf Jahre hin⸗ 
aus fortdauern follen; ] 
bedürfen in den Fällen zu 1. ber landesherrlichen Genehmigung, in den Fällen 
zu 2. bis 4. der Beſtätigung des Miniſters des Innern, in den Fällen zu 5. 
und 6. der Beſtätigung der Miniſter des Innern und der Finanzen. 
$. 177. 
ie Aufficht des Staats über die Kreis - Kommunalangelegenheiten wird, Auffichteßehöchen, 
ſoweit ro sis bie Vorſchriften dieſes Geſetzes ein Anderes ausdrüclich ber — 
ſtimmt ift, von der Bezirksregierung, in den höheren Inſtanzen von dem Ober. 
präſidenten und dem Miniſter des Innern geübt. 
$. 178. 
üſſe, welche die Befugniſſe des Kreistages überfchreiten, oder die 
e hat Se Landrath p beanftanden unb Behufs der Entſcheidung 
über deren Ausführung der Aufſichtsbehörde einzureichen. 
$. 179. ` 
Antrag des Staatsminiſteriums kann ein Kreistag durch König- Auftöfung des 
liche Leibe aufgelöſt werden. Es ſind ſodann 1 ampuorbme, iet hid ug 
welche binnen ſechs Monaten, vom Tage der Auflöſung an, SC müſſen. * 
Im Falle der Auflöſung eines nn bleiben die von bemfelben ge⸗ 
wählten Mitglieder des Kreisausſchuſſes und der Kreiskommiſſionen fo lange in 
Wirkſamkeit, bis der neu gebildete Kreistag die erforderlichen Neuwahlen voll- 
zogen hat. { 
Jahrgang 1872. (Nr. 8080) 97 $. 180. 


Ew pio m 


zu genehmigen, fo läßt die Bezirksregierung, unter Anführung der Gründe, bie 
Eintragung in den Etat von Amtswegen bewirken, oder ſtellt dieſe Ausgaben 
außerordentlich feſt. 


Sechster Titel. 
Uebergangs-Beſtimmungen fuͤr die Provinzen Sachſen und Poſen. 


$. 181. 

Für die in der Provinz Sachſen belegenen, im ſtandesherrlichen Beſitze 
der Grafen zu Stolberg: Wernigerode, Stolberg-Stolberg und Stolberg-Rosla 
befindlichen Grafſchaften Wernigerode und SNE nebſt den Städten Kelbra 
und Heringen, wird die Behufs Anſchluſſes an die Grundſätze des gegenwärtigen 
n n erforderliche Sd ber die Gemeinde- und Bolizeiverwaltung betreffen- 
den Verhältniſſe einem beſonderen Geſetze vorbehalten und bleiben bis dahin für 
dieſe Landestheile die hierauf bezüglichen Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes 
außer Anwendung. 8. 182 


Auf die Provinz Poſen Toe die gegenwärtige Kreisordnung bis auf 
Weiteres keine Anwendung; fie kann jedoch in ihrer Geſammtheit oder in ein- 
zelnen Theilen für die genie Provinz ober für einzelne Kreiſe derſelben durch 
Königliche Verordnung in Kraft geſetzt werden. Bis dahin bewendet es bei den 
beſtehenden Vorſchriften. 
Siebenter Titel. 
Allgemeine, Uebergangs- und Ausfuͤhrungs-Beſtimmungen. 
$. 183. 

Bis ju einer anderweiten Beſchlußfaſſung der Provinzialvertretungen tritt 

an die Stelle des im F. 86. feſtgeſtellten Betrages von 75 Thalern Grund- und 


Gebäudeſteuer für die Kreiſe der Provinz Sachſen der Betrag von 100 Thalern 
und für die Kreiſe des Regierungsbezirks Stralſund der Betrag von 250 Thalern. 


§. 184. 

Für bie erſten nach Maßgabe dieſes Geſetzes vorzunehmenden Vertheilungen 
und Wahlen der Kreistags-Abgeordneten find die dem Kreisausſchuſſe beziehungs- 
weiſe dem Kreistage übertragenen Befugniſſe von dem Landrathe wahrzunehmen. 
Ingleichen liegt für diefe ersten Wahlen dem Landrathe die Prüfung der Wahl- 
protokolle an Stelle des Kreisausſchuſſes ob. : 

$. 185. 

Für jeden Kreis wird die erfolgte Bildung ber Amtsbezirke und bie Er- 
nennung der Amtsvorſteher durch eine von dem Oberpräſidenten durch das Amts- 
blatt zu erlaſſende Bekanntmachung zur öffentlichen Kenntniß gebracht. Bis zu 
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dieſem Zeitpunkte bleiben die rückſichtlich der örtlichen Polizeiverwaltung beftehen- 


den Vorſchriften in Kraft. 
) $. 186. 
Die Amtsthätigkeit ber jetzigen Gemeindevorſteher und Schöffen erliſcht am 
30. Juni 1874. Die ſchon jetzt gewählten Gemeindevorſteher und Schöffen 
bleiben jedoch in Funktion bis zum Ablauf der in dem gegenwärtigen Geſetze 
vorgeſchriebenen ſechsjährigen Amtsdauer, vom Tage ihrer Beſtätigung gerechnet, 
ſofern nicht eine Gemeinde eine frühere Wahl ausdrücklich beantragt. 
§. 187. 
Für jeden Regierungsbezirk wird ein Verwaltungsgericht gebildet, welchem 
ee bie von den Deputationen für das Heimathsweſen G 40. 41. u. ſ. w. 
es Geſetzes, betreffend die EI des Bundesgeſetzes über den Unter 
Be Hli vom 8. März 1871., Geſetz-Samml. S. 130.) auszuübenden 
efugniſſe übertragen werden. s 188 


Für die Zuſammenſetzung und die Beſchlußfaſſung des Verwaltungsgerichts, 


ſowie für die Eigenſchaften feiner Mitglieder gelten die Beſtimmungen in den 


SS. 41. 42. 43. Abſatz 1. des Geſetzes vom 8. März 1871. Dieſelben werden 
jedoch in folgenden Punkten abgeändert beziehungsweiſe ergänzt: 

1) der Präſident der Regierung, in deſſen Behinderung der Dirigent der 
Abtheilung des Innern, kann jederzeit den Vorſitz übernehmen. In 
dieſem Falle iſt der Vorſitzende ſtimmberechtigt, und ſteht alsdann dem 
Mitgliede des Verwaltungsgerichts, welches aus der Zahl der Verwal⸗ 

tungsbeamten ernannt ift; nur eine berathende Stimme zu; 

2) in allen Fällen, in welchen ein gewähltes Mitglied des Gerichtshofes 
und der für daſſelbe beſtimmte Stellvertreter gleichzeitig verhindert ſind, 
kann einer der beiden anderen gewählten Stellvertreter an den Verhand- 
lungen mit beſchließender Stimme Theil nehmen j 

3) der Vorſitzende des Verwaltungsgerichts nimmt immer an der Abſtim⸗ 
mung Theil, auch wenn nur vier Mitglieder anweſend find; 

4) die gewählten Mitglieder des Verwaltungsgerichts werden durch den 
Vorſitzenden vereidigt und unterliegen in dieſer ihrer Eigenſchaft den für 
richterliche Beamte geltenden Disziplinarvorſchriften. 

$. 189. 


Die Vorſchrift des S. 43. Abſatz 1. des Geſetzes vom 8. März 1871. findet au 
den Nen und den Dirigenten der Abtheilung des Innern in 
ihrer Eigenſchaft als Vor itzende des Verwa tungsgerichts gleichmäßige Anwendung. 

Hinſichtlich der Ausſchließung des Vorſitzenden und der Mitglieder des 
Verwaltungsgerichts von der Theilnahme an den Berathungen und Beſchluß⸗ 
faffungen des letzteren gelten die Vorſchriften des §. 139. 

$. 190. 


Die mündliche Verhandlung, bei welcher bie Parteien oder ihre mit Boll- 


(Nr. 8080) ung 
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9 5 erfolgen in öffentlicher Sitzung des Verwaltungsgerichts. Die Vorſchrif— 
ten der $$. 151. und 152. finden gleichmäßige Anwendung. 

Die Ladung der Parteien zu der Verhandlung geſchieht unter der im 
$. 144. vorgeſchriebenen Verwarnung. 

Haben jedoch beide Parteien darauf angetragen, daß die Sache ohne 
mündliche Verhandlung entſchieden werde, ſo kann die Entſcheidung auf ſchrift⸗ 
lichen Vortrag gefällt werden. 

Die Zufertigung der mit Gründen zu verſehenden Entſcheidung an die 
Parteien erfolgt durch die Vermittelung des Kreisausſchuſſes, gegen deffen Be 


ſchluß dieſelbe ergangen iſt. 
; gi $. 191. 


Erachtet das Verwaltungsgericht vor der Endentſcheidung noch eine Auf 
klärung über das Sachverhältniß für nöthig, ſo iſt dieſelbe durch eines ſeiner 
Mitglieder oder durch den Kreisausſchuß vorzunehmen. 


§. 192. 
Iſt die Berufung von dem Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes eingelegt 
(S. 155.), fo entſcheidet das Verwaltungsgericht zunächſt über die Vorfrage, ob 
das öffentliche Intereſſe für betheiligt zu erachten ſei. 
Sag Nur inſoweit dies angenommen wird, erfolgt eine Entſcheidung in der 
ache. 
8. 193. 


Die Beſtimmung des S. 192. findet entſprechende Anwendung, wenn über 

die Berufung von der Bezirksregierung zu entſcheiden ijt. 
$. 194. 

Auf das Verfahren vor dem Verwaltungsgerichte finden bie Vorſchriften 
ber $$. 146—149. und 154., ſowie in denjenigen ſtreitigen Verwaltungs— 
ſachen, in welchen das Verwaltungsgericht in erſter Inſtanz zu entſcheiden hat, 
auch die Vorſchriften des §. 144. gleichmäßige Anwendung. 

Gegen die Entſcheidung des Verwaltungsgerichts i ein weiteres Rechts- 
mittel nicht zuläſſig. Hinſichtlich des Verfahrens in Armen-⸗Streitſachen verbleibt 
es bei den Vorſchriften der SS. 47. ff. des Geſetzes vom 8. März 1871. 

§. 195. 

Die Erhebung der Koſten und die Erſtattung der baaren Auslagen für 
das Verfahren in der Berufungsinſtanz erfolgt nach den Vorſchriften der 
$$. 162. und 163. mit der Maßgabe, da 

1) die aufkommenden Koſten vorläufig zur Staatskaſſe vereinnahmt werden; 

2) das im $. 162. bezeichnete Pauſchquantum auch beim Ausfall der mün. 
lichen Verhandlung zu erheben ift; 

3) der unterliegenden Partei auch die von dem e SUM feſtzu⸗ 
ſetzenden Gebühren, welche die obſiegende Partei ihrem Bevollmächtigten 
für Wahrnehmung der öffentlichen Sitzungen des Verwaltungsgerichts 
zu entrichten hat, zur Laſt zu legen find; 

4) bie Aufſtellung des Tarifs den Miniſtern des Innern und der Juſtiz zufteht; 

5) ein 
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5) ein weiteres Rechtsmittel gegen bie wegen Feſtſetzung der Koſten er- 
gangene Verfügung des Verwaltungsgerichts nicht ſtattfindet. 
§. 196. 

Die Koſten des Verwaltungsgerichts fallen, mit Ausnahme der den ge⸗ 
wählten Mitgliedern nach Maßgabe des S. 44. des Geſetzes vom 8. März 1871. 
(Geſetz⸗Samml. S. 130.) zu gewährenden Entſchädigungen, welche der rovin, 
zialverband aufzubringen hat, ber Staatskaſſe zur Laſt. Die Kreiſe Dramburg 
und Schievelbein werden in dieſer Beziehung als zum Provinzialverbande von 
Pommern und die Altmark als zum Provinzialverbande von Sachſen gehörig 
angeſehen. : 

à "Se Einnahmen des e werden nad) bem Verhältniſſe 
der Koſten zwiſchen dem Provinzialverbande ‚und dem Staate vertheilt. 

Ergeben ſich Ueberſchüſſe, 5 werden dieſelben dem Provinzialverbande zu⸗ 
gewieſen. $ T. 


Die Vollſtreckung der Entſcheidungen des Verwaltungsgerichts erfolgt durch 
den Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes nach den Vorſchriften des $. 165. 
Ueber Beſchwerden ift von bem Verwaltungsgerichte Entſcheidung zu treffen. 


$. 198. 
m Uebrigen wird ber Geſchäftsgang bei ben Verwaltungsgerichten durch 
ein ac éi ues welches bie Minifter be8 Innern unb ber Juſtiz gemein. 
fam exlaffen. v. 199 


Alle dem gegenwärtigen Geſetze zuwiderlaufenden Beſtimmungen werden 
aufgehoben und dong mit Vorbehalt ber Vorſchriften der $$. 12. 185. und 
186., mit dem 1. Januar 1874. außer Kraft. Die bisherigen kreisſtändiſchen 
Kommiſſionen bleiben bis zur anderweitigen Beſchlußnahme des Kreistages über 
ihren Fortbeſtand und ihre Zuſammenſetzung in Wirkſamkeit. 

F. 200. 
iniſter des Innern iſt mit der Ausführung des gegenwärtigen 
geg ee und iht die hierzu erforderlichen Anordnungen und ene 
ſtruktionen. i HE l 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 13. Dezember 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Camphauſen. Falk. 
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Wahl⸗ Reglement. 


8. 1. 


" Acht SCH vor ber Wahl werden die Wähler zu ben Wahlen mittelſt 
ſchriftlicher Einladung oder durch ortsübliche Hirm una berufen. Die Cin- 
ladung und Bekanntmachung muß das Lokal, den Tag und die Stunde der 
Wahl genau beſtimmen. 

8. 2. 


Der Wahlvorſtand beſteht aus dem Landrathe, beziehungsweiſe Bürger⸗ 
meifter, Gemeindevorſteher oder einem von ihnen ernannten Wahlvorſteher und 
aus zwei von der Wählerverſammlung zu wählenden Beiſitzern. Der Wahl- 
vorſtand beſtimmt den Protokollführer und die Stimmzähler. 


S. 3. 
Die Wahlen erfolgen durch abgeſtempelte, bei der Verhandlung zu ver— 
theilende Stimmzettel. 
F. 4. 


Jede Wahl erfolgt in einer beſonderen Wahlhandlung. 


$. 5. 
; In der Wahlverſammlung dürfen weder Diskuſſionen ftattfinben, noch Be- 
ſchlüſſe gefaßt werden. 

Der Protokollführer ruft die Wähler, wie fie in der Wählerliſte verzeich⸗ 
net ſind, auf; jeder Aufgerufene wirft ſeinen Stimmzettel in die Wahlurne. 

Die während des Wahlaktes erſcheinenden Wähler können an der nicht 
geſchloſſenen Wahl Theil nehmen. 

Sind keine Stimmen mehr abzugeben, ſo erklärt der Wahlvorſtand die 
Wahl für geſchloſſen; der Wahlvorſteher nimmt die Stimmzettel einzeln aus der 
Wahlurne, verlieſt die darauf verzeichneten Namen und ein Stimmzähler zählt 
dieſelben laut. 

$. 6. 


Ungeſtempelte, unbeſchriebene, ſowie ſolche Stimmzettel, auf welchen der 
Name che nicht Wahlfähigen oder mehrere Namen ſich geſchrieben finden, ſind 
ungültig. 

à E ungültigen Stimmzettel werden als nicht abgegeben betrachtet. Ueber 
die Gültigkeit der Stimmpeitel entſcheidet vorläufig ber Wahlvorſtand. Die 
Stimmzettel ſind aufzubewahren und die ungültigen mit dem Protokolle dem 
Landrathe, beziehungsweiſe dem Kreisausſchuſſe einzufenden. , 

Gr, 8080— 8081) Ke 
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§. 7. 

Als gewählt ift Sale d zu betrachten, welcher die abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit (mehr als die Hälfte der Stimmen) erhalten hat. 

Ergiebt ſich keine abſolute Stimmenmehrheit, ſo kommen diejenigen zwei 
Perſonen, welche die meiſten Stimmen für ſich haben, auf die engere Wahl. 
Haben mehr als wei Perſonen die meiſten und gleich viel Stimmen erhalten, 
ſo entſcheidet das ed die Hand des Wahlvorſtehers zu ziehende Loos darüber, 
wer auf die engere Wahl zu SEN ijt; in gleicher Weite erfolgt die Entſchei⸗ 
dung, wenn auch die engere Wahl keine Stimmenmehrheit ergiebt. 


$. 8. 
Die Wahlprotofolle find vom Wahlvorftande, dem Protokollführer und 
den Stimmzählern zu unterzeichnen. 
$. 9. 


Auf bem Kreistage ſelbſt vorzunehmende Wahlen können auch durch Metla- 
mation ſtattfinden, ſofern Niemand Widerſpruch erhebt. : 


(Nr. 8081.) Allerhöchſter Erlaß vom 14. November 1872., betreffend die Errichtung Königlicher 
Eiſenbahn⸗Kommiſſionen in Glogau und Kattowitz für die Verwaltung 
des Oberſchleſiſchen Eiſenbahn⸗Unternehmens. 


Auf Ihren Bericht vom 13. November d. J. genehmige Ich, daß für bie Ver⸗ 
waltung des Oberſchleſiſchen Eiſenbahn-Unternehmens in Glogau und Kattowitz 
cu ones Eiſenbahn⸗Kommiſſionen nach Maßgabe ber in Meinem Erlaſſe vom 
28. September d. J. gegebenen Beſtimmungen errichtet werden. Dieſer Erlaß 
ift durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 


Berlin, den 14. November 1872. 
Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober» Hofbuchdruderei 
(R. v. Decker). 1 
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en Bericht vom 78. Sech LD In genehmige Ich adaß für die gi 
Ze D berſchleſiſchen Glen! bahn Untetnehn ty? in Glogau und Ka 
Henbaon, Komm iſſienen nach Maßgade der in Meinem Erlaß ein 

SW gegebenen Beſtunmmunen errichtet werden Dieſer rias, 
G rfe ann ng zu veröffenklichen. Wes 


den 14. November 1872 e > 


M. Wilhelm 3 a 
Lal x i , A C 

Gr. v. Dheupirn, 2 
a, den Diu ev. für Handel, Gewerbe CUu Bag 
Öffentliche Arbeiten y 
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